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  Der Familienförderung wird derzeit in Deutschland 
ein hohes Augenmerk geschenkt. Das Bundesver-
fassungsgericht hat mit seinen Entscheidungen 
dafür gesorgt, dass Familienförderung auch künftig 
im Mittelpunkt der sozialpolitischen Diskussion 
stehen wird. Der Gesetzgeber soll bis spätestens 
Ende des Jahres 2004 die Beiträge zur Gesetzlichen 
Pflegeversicherung nach der Kinderzahl staffeln 
und prüfen, ob auch in den anderen Zweigen der 
Sozialversicherung so verfahren werden sollte. 
  Obgleich in der Literatur über Familienpolitik und  
-theorie meist die These vertreten wird, Familien 
seien benachteiligt und müssten verstärkt gefördert 
werden, liegen kaum Daten vor, aus denen das Aus-
maß finanzpolitischer Begünstigungen für Familien 
und eventuelle Förderdefizite hervorgehen. Die vor-
liegende Bestandsaufnahme versucht, die empiri-
sche Basis zu liefern und trägt die familienpoliti-
schen Maßnahmen in Deutschland und ihre fiskali-
schen Kosten zusammen. 
  Die Aufwendungen für die zahlreichen familien-
politischen Maßnahmen in Deutschland summieren 
sich auf 328,1 Mrd. DM im Jahr 2001 und auf 
321,1 Mrd. DM im Jahr 2000. Bezieht man die 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz und für Hochschulausbildung mit ein, 
erhöht sich der Betrag auf 353,4 Mrd. DM. Reich-
lich ein Drittel des Finanzvolumens entfällt auf 
steuerpolitische Maßnahmen und knapp zwei 
Drittel auf Transfers der Sozialversicherungen und 
der Gebietskörperschaften. 
  Die genannten Beträge sind eine Untergrenze, weil 
nicht alle familienpolitischen Aktivitäten quanti-
fiziert werden können. Diese sind vor allem auf 
kommunaler Ebene unzureichend dokumentiert. Es 
gibt keine Zahlen über Gebühren- und Preisnach-
lässe bei verschiedenen Dienstleistungen. 
  Die Kosten, die Kinder verursachen, werden auf 
rund 700 Mrd. DM im Jahr 2000 geschätzt, wobei 
in diesem Betrag die staatlichen Bildungsausgaben 
enthalten sind. Auf dieses Volumen bezogen ergibt 
sich eine Förderquote von mehr als 45 Prozent. 
Eliminiert man die Eigenfinanzierungsanteile, er-
gibt sich eine Nettoförderung von Familien in Höhe 
von etwa einem Drittel der Kinderkosten. Die 
Zahlen lassen die häufig vorgebrachte These, in 
Deutschland gebe es zu wenig Familienförderung, 
zweifelhaft erscheinen. Letztlich muss aber die 
Politik entscheiden, wie hoch die finanzpolitische 
Begünstigung von Familien sein soll. 
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 1  Einleitung 
Der Familienförderung wird derzeit in Deutsch-
land ein hohes Augenmerk geschenkt. Das Bun-
desverfassungsgericht hat mit richtungsweisen-
den Entscheidungen dafür gesorgt, dass Fami-
lienförderung auch künftig im Mittelpunkt der 
sozialpolitischen Diskussion stehen wird.1 Be-
sonders bedeutsam ist das Urteil vom 3.  April 
2001. Demzufolge soll der Gesetzgeber bis spä-
testens Ende 2004 die Beiträge zur gesetzlichen 
Pflegeversicherung nach der Kinderzahl staffeln 
und prüfen, ob auch in den anderen Zweigen der 
Sozialversicherung so verfahren werden sollte.2 
In der Literatur über Familienpolitik und   
-theorie wird meist die These vertreten, Familien 
seien benachteiligt und müssten verstärkt geför-
dert werden3 (Jans et al. 2000; Lampert 1996). 
Es werden aber kaum Daten vorgelegt, aus denen 
hervorgeht, in welchem Ausmaß Familien geför-
dert werden. Es gibt keine geschlossene Zusam-
menstellung aller familienpolitischen Maßnah-
men in Deutschland und ihrer fiskalischen Kos-
ten.  
Im Fünften Familienbericht der Bundesregie-
rung heißt es zwar: „In der Konkurrenz um poli-
tische Prioritäten hat die Familienpolitik in der 
Bundesrepublik stets einen nachrangigen Platz 
eingenommen... Familien und Kinder haben kei-
ne Lobby, sie dürfen bestenfalls in Zeiten der 
Prosperität auf Berücksichtigung hoffen“. Auch 
ist dort von „ ... einer wachsenden strukturellen 
Rücksichtslosigkeit der Gesellschaft gegenüber 
den Familien“ die Rede (BMFuS 1994: 271). Es 
wird aber nicht empirisch belegt, dass die öffent-
lichen Fördermaßnahmen im Verhältnis zu den 
Kosten, die Kinder verursachen, tatsächlich nied-
rig sind.  
In dem vorliegenden Diskussionsbeitrag wer-
den die familienpolitisch relevanten Fördertatbe-
stände und ihre Auswirkungen auf die öffentli-
chen Haushalte zusammengetragen, um der öf-
____________________
1 Näheres über die Rolle des Bundesverfassungsgerichts in 
der Familienpolitik findet sich bei Gerlach (2000: 21–31). 
2 Vgl. dazu die Ausführungen auf S. 17 ff. 
3  Neuerdings werden sogar Forderungen nach einer EU-
gesteuerten Familienpolitik und nach einem Erziehungsge-
halt laut (Wingen 2000a, 2000b; Opielka 2000). 
fentlichen Diskussion die nötige empirische Ba-
sis zu geben. Als familienrelevante Fördertatbe-
stände werden hier kinder- und ehespezifische 
Regelungen und Maßnahmen betrachtet. Zu-
nächst wird das Steuerrecht auf familienspezifi-
sche Normen hin durchforstet. Im Anschluss 
werden die familienspezifischen Geld- und Real-
transfers dargestellt, die über die Haushalte der 
einzelnen Sozialversicherungszweige sowie der 
Gebietskörperschaften (Bund, Länder und Ge-
meinden) abgewickelt werden. Auch wird nach 
familienpolitischen Leistungen gefragt, die pri-
vate Arbeitgeber erbringen (müssen). Förder-
maßnahmen, die auf erwachsene Kinder zuge-
schnitten sind und die mehr bildungspolitischen 
Zuschnitt haben, werden in einem Anhang zu-
sammengefasst. Bei der Ermittlung des Gesamt-
volumens der Familienpolitik wird zwischen 
dem „harten Kern“ der familienpolitischen Maß-
nahmen und der „weichen Schale“ eher bildungs-
politisch motivierter Instrumente unterschieden. 
Das Gesamtvolumen der Förderung wird den 
Kinderkosten gegenübergestellt. 
2  Familienpolitische Maß-
nahmen in der Steuergesetz-
gebung 
2.1  Kinderfreibetrag, Kindergeld, 
Betreuungsfreibetrag 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1996 wurde der so 
genannte duale Familienlastenausgleich, bei dem 
sowohl Kinderfreibeträge im Rahmen der Ein-
kommensbesteuerung gewährt als auch Kinder-
geld gezahlt wurde, durch ein neues System er-
setzt. Seither ist Kindergeld weitgehend nicht 
mehr eine Transferzahlung des Staates, sondern 
ein Steuerbonus im Rahmen der Einkommens-
besteuerung. Da zwischen dem Bezug von Kin-
dergeld und der Inanspruchnahme von Kinder-
freibeträgen gewählt werden kann, spricht man 
vom „Optionsmodell“.  
Der so genannte Familienleistungsausgleich 
ist durch § 31 EStG neu geregelt, wobei entwe-
der ein Kinderfreibetrag nach § 32 EStG gewährt 6 
oder Kindergeld nach §§ 62 ff. EStG gezahlt 
wird. Der Kinderfreibetrag wird bei der Veranla-
gung zur Einkommensteuer zugrunde gelegt, so-
fern die daraus resultierende Steuerentlastung 
höher ist als der alternative Anspruch auf Kin-
dergeld. Seit dem Jahr 1997 beträgt der jährliche 
Kinderfreibetrag pro Kind 3  456 DM (bei Zu-
sammenveranlagung 6 912 DM) (DATEV 2001: 
67). 
Anstoß für den Systemwechsel und für die 
Nachbesserungen in der zweiten Hälfte der neun-
ziger Jahre waren zwei Urteile des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahr 1990 (Lampert 
1996:166; Werding 2001: 27; Bundesverfas-
sungsgericht 1990a, 1990b), in denen die Ent-
lastungswirkungen des alten Familienlastenaus-
gleichs für unzureichend erklärt worden waren. 
Es war moniert worden, dass der Staat Familien 
verfassungswidrig hoch besteuert habe. Die Frei-
beträge seien niedriger gewesen als das Existenz-
minimum. Dieses müsse auch dann von der Be-
steuerung freigestellt sein, wenn der Spitzensatz 
der Einkommensteuer angewendet werde. 
Das Optionsmodell war eine Kompromisslö-
sung, die aus den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts resultierte. Einerseits erschien es 
fiskalisch zu teuer, ein einheitliches Kindergeld 
in Höhe der Steuerersparnis zu gewähren, die bei 
einem als ausreichend erachteten Kinderfreibe-
trag beim Spitzensatz der Einkommensteuer rea-
lisiert wird. Andererseits waren die verteilungs-
politischen Effekte der fiskalisch billigsten Alter-
native, nämlich einer isolierten Erhöhung des 
Kinderfreibetrags, politisch unerwünscht, weil 
dies die Bezieher sehr hoher Einkommen beson-
ders begünstigt hätte (Werding 2001: 27). Daher 
war es naheliegend, den Kinderfreibetrag auf das 
Niveau anzuheben, das im Sozialhilferecht als 
Existenzminimum gewertet wird, und das Kin-
dergeld in einem als bezahlbar erscheinenden 
Maße aufzustocken. 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2000 wird 
nach § 32 Abs. 6 EStG für Kinder bis 16 Jahre 
oder für Behinderte nach § 32 Abs. 4 Nr. 3 EStG 
ein Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1 512 DM 
(3 024 DM) und für ein behindertes volljähriges 
Kind in vollstationärer Unterbringung in Höhe 
von 540 DM (1 080 DM) gewährt. Für die Ein-
räumung eines Betreuungsfreibetrags sind die 
Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 
10. November 1998 maßgeblich (Bundesverfas-
sungsgericht 1998a, 1998b, 1998c). Das Bundes-
verfassungsgericht hat darin festgestellt, dass 
zum Existenzminimum eines Kindes nicht nur 
der sachliche Mindestbedarf gehört, sondern 
auch die Betreuungskosten, die einem verheirate-
ten berufstätigen Ehepaar entstehen und die zu-
vor nur Alleinerziehende von der Steuerschuld 
abziehen durften (Hillmoth 2000: 65). 
Nach einer Schätzung des Bundesministeri-
ums der Finanzen belaufen sich die Steuermin-
dereinnahmen aufgrund des Kinderfreibetrags 
und des Kinderbetreuungsfreibetrags auf jeweils 
rund 1,4 Mrd. DM im Jahr 2000 und 2001 (BMF 
2001: 16). Steuertechnisch ist das der Differenz-
betrag zwischen der gesamten Steuerersparnis in-
folge von Kinderfreibeträgen und dem Kinder-
geld. 
Die monatliche Steuervergütung im Rahmen 
des Kindergeldes beläuft sich seit Jahresbeginn 
2000 für das erste und zweite Kind auf je 270 
DM, für das dritte Kind auf 300 DM und für das 
vierte und jede weitere Kind auf 350 DM 
(DATEV 2001: 67). Kindergeld gibt es in der 
Regel für Kinder bis zum 18. Lebensjahr, für 
Kinder ohne Ausbildungsplatz bis zum 21. Le-
bensjahr und für Kinder, die sich in Ausbildung 
befinden, bis zum 27. Lebensjahr. Für behinderte 
Kinder, die sich selbst nicht unterhalten können, 
gilt der Anspruch auf Kindergeld unbegrenzt. 
Für das Jahr 2002 ist eine weitere Erhöhung des 
Kindergeldes um 30 DM für das erste und zweite 
Kind geplant (Deutscher Bundestag 2001: 2). 
Die fiskalischen Kosten werden sich auf 4,95 
Mrd. DM belaufen. 
Das Kindergeld gliedert sich in zwei Kompo-
nenten: Es enthält erstens wegen der verfas-
sungsrechtlich gebotenen steuerlichen Freistel-
lung des Existenzminimums eine rechnerische 
Steuerersparnis, deren Höhe vom Grenzsteuer-
satz abhängt, der für den jeweiligen Haushalt 
maßgeblich ist. Zweitens enthält er zusätzlich 
eine Transferkomponente in Höhe der Differenz 
zwischen dem Kindergeldanspruch und der rech-
nerischen Steuerersparnis. Die Transferkompo-
nente nimmt dabei mit wachsendem Einkommen 
ab. 7 
Das Bundesministerium der Finanzen veran-
schlagt die Mindereinnahmen aufgrund des Kin-
dergeldes auf jeweils 60,8 Mrd. DM in den Jah-
ren 2000 und 2001 (BMF 2001: 15). Ferner sieht 
der Bundeshaushaltsplan für das Jahr 2000 
Transferzahlungen für Kindergeld in Höhe von 
209 Mill. DM und für das Jahr 2001 in Höhe von 
216 Mill. DM vor. Es handelt sich um Kinder-
geldnachzahlungen und Kindergeldzuschläge ge-
mäß der Übergangsregelung in § 19 Abs. 1 BKGG 
sowie um Kindergeld für Anspruchsberechtigte 
nach § 1 Abs. 2 BKGG (Vollwaise). 
Es ist nicht unstrittig, inwieweit diese Maß-
nahmen unter die Kategorie der Familienförde-
rung oder unter die der Steuergerechtigkeit zu 
subsumieren sind. Während im Sozialbericht 
(BMA 1998: 222) und in einer neueren Publika-
tion des Bundesministeriums der Finanzen (BMF 
2001) die Steuerausfälle durch Kindergeld, Kin-
derfreibetrag und Betreuungsfreibetrag katego-
rial zu den staatlichen Fördermaßnahmen gezählt 
werden, bezeichnet Lampert ein solches Vorge-
hen als „unlautere Informationspolitik“ (Lampert 
1996: 167). Vielmehr seien die steuerlichen Ent-
lastungseffekte der Kinderfreibeträge bei Fami-
lien, die sich für die Freibeträge entschieden, 
„ein Gebot der Steuergerechtigkeit“ (Lampert 
1996: 168). Als „echte Familienförderung“ oder 
„Förderkomponente“ dürfe nur der Teil des Kin-
dergeldes ausgewiesen werden, der den rechneri-
schen Teil der Steuerabzugskomponente über-
steige (Lampert 1996: 169). Ähnliche Gedanken 
finden sich bei Lüdeke (2000: 193 ff.) und bei 
Ott (2000:186).4 
Freilich lässt sich der Absolutheitsanspruch 
dieses Standpunkts anzweifeln. Man denke an 
____________________
4  Ott schreibt: „Zunächst ist hier zu fragen, in welchem 
Verhältnis Familienlastenausgleich, Steuergerechtigkeit und 
Garantie eines Existenzminimums zueinander stehen. Be-
trachtet man die Diskussion um die Einführung der seit 
1996 geltenden Kinderfreibetrags-/Kindergeldregelungen, 
so wird überwiegend die „Entlastung“ durch die familien-
politischen Maßnahmen im Vergleich zu einem Steuer-
system ohne Berücksichtigung von Kinderfreibeträgen be-
trachtet. Dieses ist jedoch spätestens seit dem Verfassungs-
gerichtsurteil von 1990 als verfassungswidrig anzusehen 
und damit als Referenzstandard nicht geeignet. Geht man 
dagegen von einem Steuersystem aus, das die Freistellung 
des Existenzminimums von Kindern bereits berücksichtigt, 
fallen die Entlastungswirkungen der Familien deutlich ge-
ringer aus, und es ergibt sich auch eine andere Verteilung 
zwischen den verschiedenen Einkommensklassen“. 
ein alternatives System für Steuerpflichtige mit 
Kindern, in dem der Freibetrag mit dem Einkom-
men fällt und ab einer bestimmten Einkommens-
grenze gar nicht mehr gewährt wird und in dem 
die steuerliche Mehrbelastung durch eine ent-
sprechende Abflachung der Tarifprogression aus-
geglichen wird. Dieses System für Steuerpflich-
tige mit Kindern – für Kinderlose würde sich am 
Status quo nichts ändern – müsste unter Gerech-
tigkeitsaspekten eigentlich als äquivalent einge-
stuft werden, weil sich die Steuerlastverteilung ja 
nicht verändert. Gleichwohl müsste man einen 
Kindergeldanspruch, den man auch wohlhaben-
deren Familien einräumt, in voller Höhe – und 
im Widerspruch zu obiger Argumentation – als 
staatliche Förderung interpretieren.  
Grundsätzlich ist zu fragen, ob das Rechts-
konstrukt der steuerlichen Freistellung von Aus-
gaben in Höhe des Existenzminimums nicht vor 
allem dort einen Sinn macht, wo Einkommen 
unter dem Einkommensdurchschnitt bzw. in der 
Nähe der Armutsschwelle liegen, und ob man 
nicht dort darauf verzichten sollte, wo Einkom-
men ein Mehrfaches des Existenzminimums be-
tragen.5 Hinter der Vorstellung, den Freibetrag 
mit steigendem Einkommen abzuschmelzen und 
bei einer bestimmten Einkommensgrenze auslau-
fen zu lassen, steht die ökonomische Binsenweis-
heit, dass der Staat finanziell besser gestellte 
Familien letztlich gar nicht fördern kann, weil er 
sich bei diesen ja wieder refinanzieren muss 
(Rosenschon 1994: 35–38). Insofern ist das juris-
tische Postulat steuerrechtlicher Gleichbehand-
____________________
5  Es stellt sich bei einem Wohlstandsniveau wie dem in 
Deutschland grundsätzlich die Frage, ob eine „Sozialpolitik 
für alle“ nicht anachronistisch ist. Ernst Heuß formuliert das 
so: „Betrachtet man die Entwicklung von 1950 bis 1996, so 
hat sich das durchschnittliche Bruttoeinkommen des unselb-
ständig Erwerbenden zu konstanten Preisen auf das 4,8fache 
erhöht. Von diesem Einkommen erhält er jedoch nur einen 
Teil. Standen ihm 1950 noch reichlich drei Viertel seines 
Arbeitseinkommens zur freien Verfügung, so war es 1996 
nur noch gut die Hälfte. Blickt man in die deutschsprachige 
sozialpolitische Literatur, so wird eine solche Entwicklung 
als Ausbau des Sozialstaates betrachtet. Es ist daher auch 
nicht verwunderlich, wenn die Meinung vorherrscht, daß in 
Zukunft weiter in diese Richtung zu gehen sei. Die nahelie-
gende Frage, ob der einzelne Arbeitnehmer bei einer so 
drastischen Erhöhung seines Realeinkommens seit Kriegs-
ende nunmehr in der Lage sei, gewisse Funktionen selbst zu 
übernehmen, die bisher Institutionen ausüben, liegt außer-
halb der üblichen sozialpolitischen Vorstellungen“ (Heuß 
1995: 143). 8 
lung letztlich nicht praktikabel. Auch kann das 
Prinzip der steuerrechtlichen Gleichbehandlung 
offensichtlich keinen Absolutheitsanspruch erhe-
ben. Denn sonst dürfte es die Tarifprogression 
nicht geben. Insofern ist die juristische Argu-
mentation zur Begründung von familienpoliti-
schen Maßnahmen für finanziell besser gestellte 
Eltern wenig überzeugend. 
2.2  Ausbildungsfreibeträge 
Familien mit Kindern, die sich in der Berufsaus-
bildung befinden oder die studieren, werden nach 
§ 33 a Abs. 2 EStG Ausbildungsfreibeträge ge-
währt, sofern sie für das Kind Kindergeld oder 
Kinderfreibeträge erhalten. Die Ausbildungsfrei-
beträge fallen unter die steuerrechtliche Katego-
rie der außergewöhnlichen Belastungen, die der 
§ 33 EStG regelt.  
Wenn ein Kind auswärtig untergebracht ist, 
beträgt (seit dem Jahr 1988) der jährliche Freibe-
trag 1 800 DM, wenn das Kind jünger als 18 Jah-
re ist, und 4 200 DM, wenn das Kind 18 Jahre 
oder älter ist. Für ein Kind, das über 18 Jahre alt 
und im Haushalt der Eltern untergebracht ist, 
kann ein Ausbildungsfreibetrag in Höhe von 
2 400 DM veranschlagt werden (DATEV 2001: 
81). Für behinderte Kinder gibt es Sonderregeln 
(Hillmoth 2000: 69).  
Der Ausbildungsfreibetrag wird um Einkünfte 
und Bezüge des Kindes gekürzt, soweit diese 
3  600  DM pro Jahr übersteigen. Kürzungen er-
folgen auch, soweit das Kind Ausbildungsbeihil-
fen aus öffentlichen Mitteln bezieht. Die Eltern 
können den Ausbildungsfreibetrag nur einmal 
steuermindernd absetzen; sie können wählen, wie 
sie diesen aufteilen. 
Das Bundesministerium der Finanzen schätzt 
die Steuerausfälle aufgrund der Einräumung von 
Ausbildungsfreibeträgen auf 1,3 Mrd.  DM im 
Jahr 2000 und auf 1,24 Mrd. DM im Jahr 2001 
(BMF 2001: 21). 
2.3  Haushaltsfreibetrag 
Ein Haushaltsfreibetrag wird nach § 32 Abs. 7 
EStG Alleinerziehenden mit mindestens einem 
Kind gewährt. Er beträgt ab dem Veranlagungs-
zeitraum 1990 jährlich 5 616 DM. Das Bundes-
verfassungsgericht hat einen stufenweisen Abbau 
ab dem Jahr 2002 bis zum Jahr 2005 veranlasst, 
weil es der Auffassung ist, es handle sich um 
einen unrechtmäßigen Vorteil für Alleinerziehen-
de (Hillmoth 2000: 69). 
Nach Schätzung des Bundesministeriums der 
Finanzen gehen dem Fiskus durch den Haus-
haltsfreibetrag 1,85 Mrd. DM im Jahr 2000 ver-
loren. Im Jahr 2001 werden es voraussichtlich 
1,7 Mrd. DM sein. 
2.4  Kinderkomponente bei der 
Eigenheimförderung 
Die steuerliche Förderung von selbst genutztem 
Wohneigentum wird für Bauvorhaben, die vor 
Ende des Jahres 1995 begonnen wurden, durch 
§ 10 e EStG geregelt. Mit Beginn des Jahres 
1996 ist das Eigenheimzulagengesetz (EigZulG) 
in Kraft getreten. Der Förderzeitraum erstreckt 
sich jeweils über acht Jahre. Neben der Grund-
förderung, die nach neuem Recht für Neubauten 
maximal 5  000 DM jährlich und für Altbauten 
maximal 2  500 DM beträgt, wird Familien mit 
Kindern ein so genanntes Baukindergeld ge-
währt. Es beträgt 1 500 DM pro Kind und Jahr. 
Die Zulage nach altem Recht beträgt 1 000 DM 
(DATEV 2001: 54 f.). 
Das Bundesministerium der Finanzen veran-
schlagt den Steuerausfall aufgrund des Baukin-
dergeldes auf 5,66 Mrd. DM im Jahr 2000 und 
auf 6,5 Mrd. DM im Jahr 2001. Der Anstieg liegt 
vor allem daran, dass immer weniger Fälle nach 
altem und immer mehr nach neuem Recht abge-
wickelt werden. 
2.5  Unterhaltsfreibetrag 
Unterhaltszahlungen an Kinder können vom Ge-
samtbetrag der Einkünfte in den Fällen abgezo-
gen werden, in denen kein Anspruch auf den 
Kinder- bzw. Betreuungsfreibetrag oder auf Kin-
dergeld besteht. Derzeit können nach § 33 a 
Abs. 1 EStG Aufwendungen bis 13 500 DM jähr-
lich als außergewöhnliche Belastungen steuerlich 9 
geltend gemacht werden. Im Jahr 2002 wird der 
Höchstbetrag auf 14 040 DM angehoben, im Jahr 
2003 auf 14  520 DM und im Jahr 2005 auf 
15 000 DM (DATEV 2001: 79). 
Durch die Einräumung des Unterhaltsfreibe-
trags entstehen Steuerausfälle in Höhe von 1,19 
Mrd. DM im Jahr 2000 und in Höhe von 1,13 
Mrd. DM im Jahr 2001. 
2.6  Freibetrag für Beschäftigung 
einer Haushaltshilfe oder wegen 
Heimunterbringung 
Hat ein Kind eine schwere Behinderung, so kann 
nach § 33 a Abs. 3 EStG vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte ein Betrag von bis zu 1 800 DM jähr-
lich abgezogen werden. Damit sollen die außer-
gewöhnlichen Belastungen steuerlich berück-
sichtigt werden, die wegen der Beschäftigung 
einer Haushaltshilfe oder wegen Heimunterbrin-
gung anfallen. Der Freibetrag wird nicht nur für 
behinderte Kinder gewährt, er steht auch Ehe-
paaren im Falle von Krankheit und Alter zu. 
Das Bundesministerium der Finanzen veran-
schlagt die Steuerausfälle aufgrund dieses Frei-
betrags für das Jahr 2000 auf 250 Mill. DM und 
für das Jahr 2001 auf 240 Mill. DM. Es wird 
nicht weiter aufgeschlüsselt, welcher Teil der 
Vergünstigungen für Kinder gewährt wird und 
wie hoch die Steuervorteile für ältere oder kran-
ke Ehepartner sind. 
2.7  Verminderte zumutbare Belastun-
gen 
Wenn einem Steuerpflichtigen außergewöhnliche 
Aufwendungen entstehen wie z.B. im Falle von 
Krankheit, kann nach § 33 EStG der Überhang 
der Aufwendungen über die zumutbare Belas-
tung vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezo-
gen werden. Die zumutbare Belastung ist dabei 
nicht nur nach der Höhe des Gesamtbetrags der 
Einkünfte gestaffelt, sondern auch danach, ob der 
Steuerpflichtige verheiratet ist und wie viele Kin-
der er hat. So beträgt z.B. in der Einkünfteklasse 
zwischen 30 000 DM und 100 000 DM die zu-
mutbare Belastung für einen Ledigen 6 Prozent 
des Gesamtbetrags der Einkünfte, während sie 
sich bei einem Steuerpflichtigen mit drei oder 
mehr Kindern auf 1 Prozent beläuft. Es ist nicht 
bekannt, wie hoch die Steuerausfälle sind, die 
auf die Familienkomponente bei den zumutbaren 
Belastungen zurückzuführen sind. 
2.8  Begrenztes Realsplitting 
Das Bundesministerium der Finanzen führt die 
Steuerausfälle durch das so genannte Realsplit-
ting unter den familienpolitischen Maßnahmen 
an. Im Sozialbericht sind nach Auskunft des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung diese Steuerausfälle in der Sammelposition 
„weitere Steuermaßnahmen“ in der Funktions-
gruppe „Ehe und Familie“ enthalten.  
Nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG sind Unterhalts-
zahlungen an den geschiedenen oder dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten bis zu jährlich 
27 000 DM  als  Sonderausgaben  abzugsfähig. 
Voraussetzung ist, dass der Empfänger die Be-
träge versteuert. Ist dessen Grenzsteuersatz nied-
riger als der des Unterhaltspflichtigen, lassen 
sich Steuern sparen.  
Die Steuerausfälle aufgrund des begrenzten 
Realsplittings werden für das Jahr 2000 auf 770 
Mill. DM und für das Jahr 2001 auf 790 Mill. 
DM geschätzt (BMF 2001: 21). 
2.9  Ehegattensplitting 
Im Sozialbericht der Bundesregierung, der vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung erstellt wird, werden die Steuerausfälle 
durch das Ehegattensplitting zu den staatlichen 
Leistungen für den Funktionsbereich „Ehe und 
Familie“ gerechnet (BMA 1998: 196). Beim 
Splitting werden die Einkünfte der Ehegatten zu-
sammengerechnet und (nach Abzug von Kinder-
freibeträgen, Sonderausgaben und sonstigen Ab-
zügen) halbiert. Hieraus ergibt sich das zu ver-
steuernde Einkommen, für das die Steuer nach 
der Einkommensteuer-Tabelle errechnet wird. 
Dieser Betrag wird dann verdoppelt. Eine Ent-
lastung durch das Splitting tritt nur dann ein, 
wenn beide Ehepartner unterschiedlich hohe Ein-10 
kommen haben. Die höchste Steuerersparnis er-
gibt sich, wenn ein Ehepartner Alleinverdiener 
ist, weil dann die Reduktion des Steuersatzes im 
Vergleich zur getrennten Besteuerung maximal 
ist. 
Im Sozialbericht sind die geschätzten Steuer-
ausfälle für das Jahr 2001 mit 48,7 Mrd. DM 
beziffert. Diese Zahl ist wegen der Senkung der 
Einkommensteuersätze mittlerweile überholt. Ei-
ne Anfrage beim Bundesministerium der Finan-
zen vom 20. Juni 2001 hat ergeben, dass die 
finanzielle Auswirkung des Ehegattensplittings 
im Jahr 2000 auf 43 Mrd. DM und im Jahr 2001 
auf weniger als 45 Mrd. DM geschätzt wird.  
Das Bundesministerium der Finanzen zählt   
–  anders als das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung – die Steuerausfälle durch das 
Ehegattensplitting nicht zu den „familienpoliti-
schen Leistungen“.6 Dabei wird argumentiert, es 
handle sich stattdessen um die Wirkung einer 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit, was 
ein Gebot der Verfassung sei. In dieser Arbeit 
wird allerdings der Standpunkt vertreten, dass 
das eine das andere nicht ausschließen muss und 
dass es der steuer-, sozial- und familienpoliti-
schen Diskussion keinesfalls abträglich ist, wenn 
sie auf der Grundlage eines möglichst umfassen-
den Rechengerüstes erfolgt.7 
3  Familienpolitische Maß-
nahmen in der Sozialver-
sicherung 
Im Folgenden werden die familienspezifischen 
Sondernormen aufgezeigt, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, der gesetzlichen Renten-
____________________
6  Im Gegensatz dazu werden Steuerausfälle aufgrund des 
begrenzten Realsplittings als familienfördernde Maßnahmen 
eingestuft. 
7 „Das Interesse an solchen Untersuchungen hält sich offen-
sichtlich in Grenzen. Da belässt man es lieber bei einigen 
„passenden“ Einzelbeispielen. Warum eigentlich? Der Ge-
sellschaft und Politik bleibt es doch unbenommen, nach 
Kenntnis aller Förderbeträge gleichwohl eine Benachteili-
gung von Familien mit Kindern zu konstatieren und für 
deren Abhilfe zu sorgen. Allerdings sollte die Familienpoli-
tik auf gesicherten Informationen beruhen” (Franz 2001: 
10). 
versicherung, der Arbeitslosenversicherung und 
der gesetzlichen Pflegeversicherung gültig sind. 
Auch wird die finanzielle Dimension dieser Son-
dernormen dargestellt. 
3.1  Maßnahmen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 
3.1.1  Beitragsfreie Mitversicherung nicht 
erwerbstätiger Familienmitglieder 
Bei der privaten Krankenversicherung muss für 
mitversicherte Familienmitglieder ein eigener 
Beitrag entrichtet werden, der alters- und perso-
nenspezifisch festgesetzt wird. Die für die ge-
setzliche Krankenversicherung (GKV) gültige 
Familienversicherung ist in § 10 des Fünften Bu-
ches des Sozialgesetzbuches (SGB  V) geregelt. 
Danach sind Ehepartner und Kinder über die 
Beiträge des Mitglieds mitversichert, sofern sie 
die dort genannten Anspruchsvoraussetzungen 
erfüllen. Dies ist der Fall, wenn sie nicht er-
werbstätig sind oder im Falle der Erwerbstätig-
keit über kein Gesamteinkommen verfügen, das 
regelmäßig im Monat ein Siebtel einer Bezugs-
größe für die Sozialversicherung, die § 18 des 
Vierten Buches vorgibt, überschreitet. Dieses 
Siebtel ist die Entgeltgrenze für versicherungs-
freie geringfügige Beschäftigungen und beträgt 
seit 1. April 1999 einheitlich für neue und alte 
Bundesländer monatlich 630 DM. 
Kinder sind in der Regel bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres mitversichert, bei Erwerbs-
losigkeit bis zur Vollendung des 23. Lebensjah-
res. Im Falle einer fortgesetzten Schul- oder Be-
rufsausbildung sind sie bis zum Ende des 25. 
Lebensjahres mitversichert.  
Die neuesten Schätzungen des Leistungsvolu-
mens im Rahmen der beitragsfreien Familienmit-
versicherung in der GKV beziehen sich auf das 
Jahr 1997. Während Beske und Kern (2000: 45) 
einen Betrag in Höhe von 60 Mrd. DM nennen, 
beziffert Bernöster das Leistungsvolumen auf 
48,82 Mrd. DM, wobei er für mitversicherte 
Ehegatten 24,89 Mrd. DM veranschlagt und für 
mitversicherte Kinder 23,93 Mrd. DM (Bernöster 
2000: 231). Das Bundesministerium der Finan-
zen nennt – ohne Jahresangabe – eine Summe 11 
von „mindestens 50 Mrd. DM“ (BMF 2001: 19) 
und beruft sich dabei auf eine Schätzung des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft, die allerdings 
nicht spezifiziert wird. Vermutlich ist die Studie 
von Seffen (1996: 41 ff.) gemeint, der für das 
Jahr 1994 einen Betrag in Höhe von 50,7 Mrd. 
DM ausweist.  
Diese Zahlen spiegeln freilich nicht das Um-
verteilungsvolumen wider, das innerhalb der 
GKV netto8 an Ehepaare bzw. Familien fließt. 
Die systematischen Umverteilungen in der GKV 
von den Ledigen an die Ehepaare und von den 
Kinderlosen bzw. Kinderarmen an die Kinder-
reichen werden von anderen systematischen Um-
verteilungen überlagert. Die Bemessung der Bei-
träge am Einkommen statt am Risiko führt zu 
einer Redistribution von reicheren zu ärmeren 
Versicherten. Auch werden ältere Versicherte 
von den jüngeren alimentiert bzw. Rentner von 
den Aktiven. Letztlich führt das Nebeneinander 
verschiedener Umverteilungsströme, die jeweils 
in unterschiedliche Richtungen zielen, dazu, dass 
man die Budgetinzidenz nicht mehr abschätzen 
kann. Es ist weitgehend unbekannt, wer in die-
sem System profitiert und wer Nettozahler ist. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn gefragt wird, 
wie eine solche Rechnung über den gesamten 
Lebenszyklus von Versicherten hinweg aussieht 
und nicht nur für eine beschränkte Zeitperiode 
oder gar für ein einzelnes Jahr. 
Pfaff (1993) hat auf der Basis eines Mikro-
simulationsmodells untersucht, wer in der GKV 
Nettozahler und wer Nettobegünstigter ist. Die 
Untersuchung ist allerdings keine Längsschnitt-
analyse, die den gesamten Lebenszyklus von 
Versicherten einbezieht, sondern eine Zeitpunkt-
betrachtung. Es werden für das Jahr 1991 und für 
die alten Bundesländer die Beiträge den Leistun-
gen gegenübergestellt, wobei nach dem Ge-
schlecht und dem Alter der Versicherten sowie 
nach dem Versicherteneinheitentyp differenziert 
wird. Bei Letzterem wird unterschieden zwi-
schen Ehepaaren ohne Kinder, Ehepaaren mit 
einem Kind, Ehepaaren mit zwei Kindern, Ehe-
paaren mit drei oder mehr Kindern, „Allein-
stehenden“, „Alleinstehenden“ mit einem Kind, 
____________________
8 Das heißt nach Abzug des Selbstfinanzierungsanteils am 
Leistungsvolumen. 
„Alleinstehenden“ mit zwei Kindern und 
„Alleinstehenden“ mit drei oder mehr Kindern. 
Wichtig ist, dass „allein stehend“ bedeutet, dass 
der Versicherte keinen mitversicherten Ehepart-
ner hat. Doppelverdiener-Haushalte fallen also 
unter diese Rubrik, während es sich bei Ehe-
paaren stets um einen Einverdiener-Haushalt 
handelt. 
Pfaff (1993: 306 f.) errechnet, dass im Durch-
schnitt Männer Nettozahler sind und Frauen 
Nettoempfänger. Ferner zahlen Mitglieder im 
jüngeren und mittleren Alter mehr Beiträge, als 
sie Leistungsausgaben verursachen, obwohl bei 
ihnen Kinderkosten ins Gewicht fallen. Erst in 
den Altersgruppen ab 55 Jahren übersteigen die 
Leistungsausgaben die Beiträge. 
Aus familienpolitischer Sicht ist vor allem das 
Ergebnis interessant, dass Versicherteneinheiten 
mit einem oder zwei Kindern im Durchschnitt 
höhere Beiträge zahlen, als sie Leistungsaus-
gaben verursachen (Pfaff 1993: 306 f.). Das gilt  
– wenig überraschend – nicht nur für „Alleinste-
hende“, bei denen es sich im Sinne der obigen 
Definition oft um verheiratete Mitglieder von 
Doppelverdiener-Haushalten handelt. Es gilt 
überraschenderweise auch für Ehepaare, bei de-
nen nur ein Partner erwerbstätig und der andere 
bei ihm mitversichert ist.  
Offensichtlich ist es so, dass das durchschnitt-
liche Einkommensniveau der Versicherten in 
diesen Gruppen mit einem Kind oder mit zwei 
Kindern so hoch ist, dass über hohe Beiträge 
mehr Alimente an andere Versicherte geleistet 
werden müssen, als die beitragsfreie Mitversi-
cherung an Vorteilen erbringt. „Um so erstaun-
licher ist es, daß (die)...Umverteilungseffekte zu-
gunsten von Familien mit Kindern insoweit ein-
geschränkt sind, als auch mit steigender Kinder-
zahl die Beiträge im Durchschnitt zunehmen, 
d.h. daß Mitglieder mit mehr versicherten Fami-
lienangehörigen auch im Durchschnitt höhere 
Einkommen haben” (Pfaff 1993: 307). 
Eine Nettobegünstigung wird erst für „Allein-
stehende“ mit drei oder mehr Kindern und für 
Ehepaare mit drei oder mehr Kindern diagnosti-
ziert. Weitere „Gewinner“ sind nach der Pfaff-
Studie Ehepaare ohne Kinder sowie „Alleinste-
hende“ ohne Kinder. Bei den Ehepaaren ohne 
Kinder dürfte es sich wegen der relativ hohen 12 
Leistungsausgaben oft um ältere Personen han-
deln, deren erwachsene Kinder selbst kranken-
versichert sind. 
Bei aller Vorsicht, mit der man die Pfaff-
Studie bewerten sollte, scheint sie zu zeigen, 
dass das Ausmaß des Familienlastenausgleichs in 
der GKV wohl deutlich niedriger sein dürfte, als 
oft vermutet wird. Wenzel führt auf der Basis 
einer Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
für das Jahr 1993 eine Mikrosimulationsstudie 
über die Umverteilungen in der GKV durch; sie 
schätzt das Volumen des Familienlastenaus-
gleichs auf nur 5,6 Mrd. DM (Wenzel 1999: 
167). Diese Zahl ist auf der Basis einer Defi-
nition von Umverteilung gewonnen, die sich von 
jener in den zuvor genannten Studien unterschei-
det. Während Beske und Kern, Bernöster, das 
Bundesministerium der Finanzen sowie Seffen 
das Leistungsvolumen veranschlagen, das auf die 
beitragsfrei mitversicherten Familienangehörigen 
entfällt, stellt Wenzel auf die Abweichung zwi-
schen tatsächlichem Beitrag und risikoäquiva-
lenter Prämie ab. Diesem Umverteilungsbegriff 
ist der Vorzug zu geben, weil die Selbstfinanzie-
rungsanteile der durch den Familienlastenaus-
gleich Begünstigten eliminiert werden. 
Wichtige Ergebnisse der Wenzel-Studie sind, 
„daß bei Familien mit der Anzahl der Kinder die 
Begünstigungen steigen, bzw. die Belastungen 
sinken und daß Einverdienerehepaare begünstigt 
und Doppelverdienerehepaare belastet werden. 
Wider Erwarten sind jedoch Paare ohne Kinder 
stärker begünstigt als Paare mit ein oder zwei 
Kindern und Einverdienerehepaare mit zwei oder 
mehr Kindern weniger stark begünstigt als 
Alleinerziehende mit gleicher Kinderzahl“ 
(Wenzel 1999: 168). 
Die Ergebnisse lassen sich durch die Überla-
gerung des Familienlastenausgleichs mit dem 
Altersausgleich und mit dem Einkommensaus-
gleich erklären. Paare ohne Kinder sind über-
durchschnittlich alt und verursachen somit über-
durchschnittlich hohe Leistungsausgaben. Ferner 
gibt es eine Korrelation zwischen Haushaltsein-
kommen und Haushaltstyp: „Doppelverdiener 
haben die höchsten durchschnittlichen Haushalts-
einkommen. Einverdienerehepaare verfügen über 
ein vergleichsweise hohes Gesamteinkommen, 
das nur 15–25% unter dem von Doppelverdie-
nern liegt. Alleinstehende haben ein vergleichs-
weise niedriges Haushaltseinkommen, das deut-
lich unter 50% des Einkommens entsprechender 
Doppelverdienerhaushalte liegt. Außerdem steigt 
bei Ehepaaren das Einkommen bis zu einer An-
zahl von zwei Kindern an, und nimmt bei drei 
und mehr Kindern leicht ab. Das Einkommen 
von Alleinerziehenden sinkt mit der Anzahl der 
Kinder“ (Wenzel 1999: 169). 
In dieser Arbeit wird Rückgriff auf die Zahlen 
von Wenzel genommen, die sich auf das Jahr 
1993 beziehen. Für die Jahre 2000 und 2001 
wird in Ermangelung besseren Wissens ein Be-
trag von jeweils 6 Mrd. DM unterstellt. 
3.1.2  Mutterschaftsgeld 
In der Reichsversicherungsordnung (RVO) ist 
nach § 200 Abs. 3 S. 1 eine Schutzfrist für Mütter 
festgelegt, die sechs Wochen vor der Entbindung 
beginnt und acht Wochen nach dieser endet. Das 
so genannte Mutterschaftsgeld soll bei 
berufstätigen Müttern den während dieser Frist 
entstehenden Verdienstausfall kompensieren. 
Das Mutterschaftsgeld entspricht dem durch-
schnittlichen Nettoarbeitsentgelt der letzten drei 
Monate vor Beginn der Schutzfrist. 
Die GKV ist verpflichtet, einen Teil dieser 
Kosten zu übernehmen. Der von der GKV zu 
finanzierende Höchstsatz liegt bei 25 DM je Tag. 
Den darüber hinausgehenden Betrag muss nach 
den Vorschriften des Mutterschutzgesetzes der 
Arbeitgeber oder der Bund übernehmen (Beske 
und Kern 2000: 22). 
In der Studie von Beske und Kern (2000: 28) 
zum Stand der Fremdleistungen in der GKV wird 
für das Jahr 1997 der von den Kassen zu tragen-
de Anteil am Mutterschaftsgeld mit 1,284 Mrd. 
DM ausgewiesen. Im Sozialbericht 1997 findet 
sich für das Jahr 2001 ein Betrag von 1,51 Mrd. 
DM (BMA 1998: 200), der vermutlich das von 
Beske und Kern separat erfasste Entbindungs-
geld einschließt. In dieser Arbeit werden 1,375 
Mrd. DM für das Jahr 2000 und 1,405 Mrd. DM 
für das Jahr 2001 in Ansatz gebracht. Diese Be-
träge ergeben sich, wenn man als Veränderungs-
raten für die Jahre nach 1997 die jahresdurch-
schnittlichen Zuwächse der Jahre 1994 bis 1997 
unterstellt. 13 
3.1.3  Entbindungsgeld 
Nach § 200 b RVO erhalten nach der Entbindung 
alle versicherten Mütter, die keinen Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld haben (wie z.B. Familien-
mitversicherte sowie Studentinnen oder Beschäf-
tigte in Einrichtungen der Jugendhilfe), ein Ent-
bindungsgeld in Höhe von 150 Mark. Im Jahr 
1997 sind 35 Mill. DM Entbindungsgeld gezahlt 
worden (Beske und Kern 2000: 24). In Erman-
gelung aktueller Daten wird hier für die Jahre 
2000 und 2001 jeweils der gleiche Betrag unter-
stellt. 
3.1.4  Krankengeld bei Erkrankung eines 
Kindes 
Erwerbstätige Versicherte haben nach § 45 SGB V 
einen Anspruch auf Kinderpflege-Krankengeld, 
sofern ein ärztliches Zeugnis bestätigt, dass die 
Beaufsichtigung, Betreuung und Pflege eines er-
krankten Kindes unter 12 Jahren ein Fernbleiben 
von der Arbeit erfordert und der Versicherte kei-
nen Lohn erhält.  
Beske (2000: 28) und Kern beziffern das Kin-
derpflege-Krankengeld auf 189 Mill. DM im Jahr 
1997. In den Jahren zuvor haben die Ausgaben für 
das Kinderpflege-Krankengeld stark geschwankt 
(277 Mill. DM im Jahr 1994, 281 Mill. DM im 
Jahr 1995, 239 Mill. DM im Jahr 1996). Dazu 
haben z.B. Grippewellen beigetragen. Für die 
Jahre 2000 und 2001 wird in Ermangelung von 
Informationen jeweils ein Betrag in Höhe von 250 
Mill. DM unterstellt. Er entspricht in etwa dem 
Mittelwert für die Jahre 1994 bis 1997. 
3.1.5  Sachleistungen bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft 
In § 195 RVO ist der Leistungskatalog der GKV 
im Fall von Schwanger- und Mutterschaft aufge-
listet. Er umfasst neben dem Mutterschaftsgeld 
und dem Entbindungsgeld folgende Sachleistun-
gen: (1) ärztliche Betreuung und Hebammen-
hilfe, (2) Versorgung mit Arznei-, Verband- und 
Heilmitteln, (3) stationäre Entbindung, (4) häus-
liche Pflege und (5) Haushaltshilfe.9 
____________________
9 Näheres zu Anspruchsvoraussetzungen und Leistungsum-
fang bei Kostorz (1998: 215 ff.). 
Aus den Angaben des Statistischen Jahrbuches 
2000 zu den nach Leistungsarten und Ausgabe-
trägern gegliederten Gesundheitsausgaben in der 
Bundesrepublik geht nicht hervor, wie hoch die 
Ausgaben für die fünf genannten Kategorien 
sind. Jedoch lässt sich dieses Leistungsvolumen 
aus den Angaben im Sozialbericht als Residual-
größe errechen: Es ist der Saldo aus den Gesamt-
ausgaben für Mutterschaft abzüglich dem von 
der GKV bezahlten Mutterschaftsgeld abzüglich 
den Entgeltzahlungen bei Mutterschaft durch den 
Arbeitgeber bzw. den Bund (BMA 1998: 196, 
200). 
Für das Jahr 2001 errechnet sich so ein Betrag 
von 5 Mrd. DM. Für das Jahr 2000 macht der 
Sozialbericht 1997 keine Angaben. Hier werden 
4,7 Mrd. DM veranschlagt. Dieser Betrag ergibt 
sich, wenn man eine kontinuierliche Entwicklung 
zwischen dem Jahr 1995 und dem Jahr 2001 un-
terstellt. 
3.1.6  Leistungsansprüche für Empfängnis-
verhütung, Schwangerschaftsabbruch 
und künstliche Befruchtung 
In § 24 a Abs. 1 SGB  V ist ein Anspruch von 
Versicherten auf ärztliche Beratung bei Fragen 
der Empfängnisregelung verankert. Dazu zählen 
die Untersuchung und die Verordnung empfäng-
nisregelnder Mittel. Bis zum vollendeten 20. Le-
bensjahr muss die Krankenkasse die Kosten 
empfängnisverhütender Mittel übernehmen, so-
fern diese ärztlich verordnet sind. Nach § 24 b 
Abs. 1 SGB V haben Versicherte bei einer nicht 
rechtswidrigen Sterilisation einen Anspruch auf 
Arztleistungen. Auch die Kosten bei nicht rechts-
widrigem Schwangerschaftsabbruch (also im 
Falle medizinisch-sozialer oder kriminologischer 
Indikation) müssen nach § 24 b SGB V von der 
GKV übernommen werden. Die GKV muss fer-
ner nach § 27 Abs. 1 S. 4 SGB V die Ausgaben 
für künstliche Befruchtung tragen, sofern von 
ärztlicher Seite aus festgestellt wird, dass eine 
hinreichende Chance auf eine Schwangerschaft 
besteht (Beske und Kern 2000: 18 ff.).  
Beske und Kern geben für das Jahr 1997 als 
Ausgaben für die beiden erstgenannten Maßnah-
men 301 Mill. DM an und erwähnen, dass die 
Kosten der künstlichen Befruchtung in keiner 14 
Statistik separat ausgewiesen werden. Die Ver-
gleichswerte für die Jahre 1994 bis 1996 betra-
gen 347 Mill. DM, 330 Mill. DM und 316 Mill. 
DM. Als Schätzgrößen für die Jahre 2000 und 
2001 werden hier jeweils 300 Mill. DM veran-
schlagt. 
3.1.7  Beitragsausfälle durch Erziehungs-
urlaub 
Seit dem Jahr 1986 ist einem in einem Beschäf-
tigungsverhältnis stehenden Elternteil begleitend 
zur Einführung des Erziehungsgeldes ein Rechts-
anspruch auf einen Erziehungsurlaub eingeräumt 
worden. Seit dem 1. Januar 2001 ist der Erzie-
hungsurlaub in Elternzeit umbenannt worden. 
Die maximale Dauer beträgt derzeit 36 Monate. 
Während dieser Zeit werden keine Beiträge ab-
geführt, der Versicherungsschutz bleibt aber be-
stehen. 
Nach Beske und Kern (2000:  32) entstanden 
der GKV aus der beitragsfreien Versicherung im 
Jahr 1997 Einnahmeausfälle in Höhe von 3,2 
Mrd. DM. Für die Jahre 2000 und 2001 werden 
3,5 Mrd. DM und 3,6 Mrd. DM unterstellt. 
3.2  Familienpolitische Maßnahmen 
in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung 
3.2.1  Kindererziehungszeiten bei der 
Rentenberechnung 
Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten bei 
der Berechnung von Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV) wurde im Jahr 1986 
eingeführt. Dahinter standen zwei Absichten: 
Zum einen sollten Nachteile bei der Altersver-
sorgung derjeniger Personen ausgeglichen wer-
den, die wegen der Erziehung kleiner Kinder kei-
ner oder nur einer eingeschränkten Erwerbstä-
tigkeit nachgehen konnten; zu diesen Einbußen 
zählt auch der während der Erziehungszeit ent-
standene Verlust an Humankapital, der zur Folge 
hat, dass der Wiedereinstieg ins Erwerbsleben 
auf einem reduzierten Lohnniveau stattfindet. 
Zum anderen wurde die Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten, die Rentenanwartschaften be-
gründet und rentensteigernd wirkt, als staatlich 
organisierte Gegenleistung für jene Personen in-
terpretiert, die ihre Beiträge an die umlagefinan-
zierte Rentenversicherung in realer Form entrich-
tet haben, nämlich in Form der Betreuung und 
Erziehung der künftigen Beitragszahlergenera-
tion (Werding 2001: 31 ff.). 
Die Interpretation der Erziehungszeiten als Ge-
genleistung für Naturalleistungen zugunsten der 
umlagefinanzierten GRV kommt in Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts sehr deutlich 
zum Ausdruck. In der Entscheidung vom 7. Juli 
1992 wird die „bestandssichernde Bedeutung“ 
(Bundesverfassungsgericht 1992: 37) der Kinder-
erziehung für das System der Altersversorgung 
hervorgehoben und betont, die darin liegenden 
„Leistungen für das Rentensystem“10 (ebenda: 
40) müssten honoriert werden. Obwohl die ren-
tenrechtlich anerkannten Erziehungszeiten be-
reits mit Wirkung vom 1. Januar 1992 verlängert 
worden waren, mahnt das Bundesverfassungs-
gericht in dieser Entscheidung weitere Verbesse-
rungen an. Der Beschluss vom 12. März 1996 
(Bundesverfassungsgericht 1996) bekräftigt die-
se Vorgabe. Er ist auch maßgeblich dafür, dass in 
____________________
10 Auch Ökonomen konstatieren: „Arbeitnehmer, die Kin-
der heranziehen, bezahlen die gleichen Beiträge und er-
halten die gleichen Leistungen wie Arbeitnehmer, die keine 
Kinder aufziehen, obwohl sie eine zusätzliche Leistung 
erbringen, ohne die – und das ist der entscheidende Punkt – 
unsere Sozialversicherung nicht funktionieren kann. In einer 
kinderlosen Gesellschaft helfen noch so viele Beiträge wäh-
rend des Erwerbslebens nicht, sondern es bedarf der Kinder, 
um in der Zeit nach der Erwerbstätigkeit Leistungen zu 
erhalten“. (Börsch-Supan 2001: 9). Sinn und Werding 
(2000: 16) postulieren: „Damit ein Rentensystem nach dem 
Umlageverfahren funktioniert, muß die Arbeitsbevölkerung 
eine doppelte Last tragen. Sie muß den Konsum der Alten 
durch ihre Beiträge finanzieren, und sie muß ihre eigenen 
Rentenansprüche sichern, indem sie Kinder großzieht. Ohne 
Kinder gibt es keine Renten“. 
Dagegen bemerkt Berthold (1989: 105), dass „ ... die ... in 
der politischen und wissenschaftlichen Diskussion immer 
wieder geäußerte Vorstellung, daß sowohl Kinderlose als 
auch Familien mit einer Anzahl von Kindern, die unterhalb 
des bestandserhaltenden Niveaus liegt, ihre Altersversor-
gung auf den Kindern anderer aufbauen, ... revisions-
bedürftig (erscheint). Die Sicherheit der Renten hängt nicht 
allein von der Bevölkerungsgröße ab, sie wird vielmehr in 
starkem Maße auch von der Kapitalbildung in einer Volks-
wirtschaft und von der Produktivität der Produktionsfakto-
ren Arbeit und Kapital determiniert. Forderungen nach einer 
Internalisierung der Externalitäten in der Altersversorgung, 
beispielsweise über nach Kinderzahl differenzierte Beitrags- 
oder Steigerungssätze, sollten sich somit nicht allein an den 
zahlenmäßigen demographisch bedingten Veränderungen 
orientieren“.  15 
den Rentenreformplänen die Ausweitungen oder 
Aufwertungen von Erziehungszeiten eine zentra-
le Rolle spielen (Werding 2001: 32 ff.; Schlenger 
2001: 44 f.). 
Im Rentenrecht wird differenziert zwischen 
der Anrechnung von Kindererziehungszeiten und 
der Gewährung von Kindererziehungsleistungen 
nach dem so genannten Kindererziehungsleis-
tungsgesetz (KLG). Die KLG-Renten sind jenen 
Müttern zugebilligt worden, die vor dem Jahr 
1921 geboren wurden und von der Anrechnung 
von Erziehungsjahren ausgeschlossen waren. Bei 
der Diskussion um die Einführung der Erzie-
hungszeiten, die ursprünglich nur für die Ge-
burtsjahrgänge ab 1921 gelten sollten, war es 
sehr rasch zu der so genannten „Trümmerfrauen-
Diskussion“ gekommen, die eine Ausweitung 
des Kreises der Begünstigten zur Folge hatte. 
Bei der Einführung der Erziehungsjahre wurde 
zunächst dem erziehenden Elternteil für jedes 
Kind ein Jahr rentenrechtlich angerechnet. Dabei 
wurde unterstellt, dass während dieser Zeit Bei-
träge in Höhe von 75 Prozent des Durchschnitts 
der Beiträge aller Versicherten abgeführt worden 
seien. Es wurden also 0,75 so genannte „Ent-
geltpunkte“ in der Rentenbiographie gutgeschrie-
ben. Zunächst war die Anrechnung nur substi-
tutiv zu sonstigen Anwartschaften möglich, die 
auf diesen Zeitraum fielen. Wenn Mütter wäh-
rend der Erziehungszeit erwerbstätig waren, wur-
de der rentenrechtliche Gegenwert der Erzie-
hungszeit in dem Maße gekürzt, in dem Pflicht-
beiträge abgeführt wurden. Er betrug Null, wenn 
die anderweitig begründete Anwartschaft den 
Gegenwert von mindestens 0,75 Entgeltpunkten 
hatte (Werding 2001: 33; Schlenger 1997: 23 f.). 
Inzwischen wurden deutlich größere Ansprü-
che geschaffen. Die Anrechungszeit wurde bei 
ab 1992 geborenen Kindern von einem auf drei 
Jahre erhöht (§ 56 SGB VI). Im Jahr 1996 ver-
warf das Bundesverfassungsgericht die substi-
tutive Anrechnung von Kindererziehungszeiten. 
Dies hat dazu geführt, dass seit 1. Juli 1998 das 
so genannte additive Anrechnungsverfahren 
praktiziert wird. Es erfolgt nicht mehr eine 
Kürzung in Höhe der anderweitig erworbenen 
Anwartschaften. Gezahlte eigene Beiträge wer-
den zusätzlich berücksichtigt. Mit dem Renten-
reformgesetz von 1999, das 1998 beschlossen 
wurde, wurde der Wert der Kindererziehungszeit 
stufenweise von 75 auf 100 Prozent angehoben. 
Seit dem 1. Juli 2000 ist die Kindererziehungs-
zeit rentenrechtlich der Beitragsleistung auf ei-
nen Durchschnittsverdienst gleichgestellt. Auch 
die nach dem Kindererziehungsleistungsgesetz 
gezahlten Erziehungsrenten wurden entspre-
chend aufgestockt.  
Mitte des Jahres 2001 wurden die Renten in 
den alten Bundesländern um 1,91 Prozent aufge-
stockt11, so dass der derzeitige Rentenanspruch 
je Entgeltpunkt 49,5 DM pro Monat beträgt. 
Aufgrund der Leistungsverbesserungen wird so-
mit pro Kind eine Rentenanwartschaft erworben, 
die im Jahr 2001 knapp 150 DM wert ist.  
Nach den Plänen der Bundesregierung soll die 
Anrechnung von Kindererziehung bei Versicher-
ten mit mindestens 35 Versicherungsjahren auf 
zehn Jahre ausgeweitet werden (Schlenger 2001: 
44 f.). Beitragszahlungen, die zwischen dem 
vierten und dem zehnten Lebensjahr des Kindes 
geleistet werden, sollen um 50 Prozent auf 
höchstens den Beitrag eines Durchschnittsverdie-
ners aufgewertet werden. Damit könnte im Jahr 
2001 ein zusätzlicher Rentenanspruch von bis zu 
114 DM pro Monat erworben werden. Die Leis-
tungen sollen auch nicht erwerbstätigen Frauen 
zugebilligt werden, wenn diese mindestens zwei 
Kinder unter zehn Jahren erziehen. Das Finanz-
volumen dieser zusätzlichen Leistungen wird im 
Gesetzesentwurf nicht erwähnt. 
„Welchen Gegenwert die Anrechnung von Erzie-
hungszeiten für ein heute geborenes Kind effektiv 
haben wird, muß ... bis auf weiteres offen bleiben. 
Durch die Anrechnung von Erziehungszeiten begrün-
dete Rentenansprüche werden in größerem Umfang 
nämlich erst dann entstehen, wenn gleichzeitig v.a. 
aufgrund einer problematischen demographischen 
Entwicklung die finanzielle Lage der deutschen Ren-
tenversicherung noch angespannter wird als zur Zeit. 
... Die Ansprüche an die jüngere Generation durch 
den eben skizzierten Leistungsausgleich treffen dabei 
– ohne weitergehende Rentenreform – zusammen mit 
einer nennenswerten Belastung derselben Generation, 
die sich aus der sonstigen Konstruktion des deutschen 
Rentensystems ergibt” (Werding 2001: 34).  
____________________
11  In den neuen Bundesländern beträgt der Rentenanpas-
sungssatz 2,11 Prozent. 16 
Ähnlich kritisch äußerte sich vor vielen Jahren 
van Suntum (1987: 399 f.):  
„Durch die Anrechnung von Erziehungsjahren werden 
lediglich neue Rentenansprüche geschaffen, denen 
keinerlei zusätzliche Einnahmen gegenüberstehen und 
die daher die späteren Beitragszahler – und dies sind 
ironischerweise die Kinder selbst – zusätzlich belas-
ten. Selbst wenn man davon ausgehen könnte, daß 
Kindererziehungszeiten tendenziell die Geburtenrate 
anheben – was angesichts ihres quantitativen Ge-
wichts im Verhältnis zu den Kosten der Kindererzie-
hung und im Lichte entsprechend negativer Auslands-
erfahrung höchst unrealistisch erscheint –, so stünde 
dem doch in jedem Fall ein erheblicher Mitnahme-
effekt durch all jene Mütter gegenüber, die ohnehin 
ihrer „Gebärpflicht“ nachgekommen wären – ganz zu 
schweigen von den Kosten sozialpolitischer Nach-
folgeforderungen wie z.B. den Trümmerfrauengeset-
zen, die nun wahrlich nicht zur Sicherung der Alters-
vorsorge beitragen. 
Letztlich werden also mit der Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten ungedeckte Wechsel auf 
die Zukunft ausgestellt.  
„Nun mag man der Auffassung sein, daß die Kinder-
erziehung vom Staat gefördert werden sollte, und sei 
es nur aus Gerechtigkeitsgesichtspunkten; schließlich 
erbringt die erziehende Familie eine volkswirtschaft-
lich sinnvolle Leistung, ohne dafür ein direktes Ent-
gelt zu erhalten. Das Gefährliche an den Erziehungs-
zeiten ist jedoch, daß sie den Staat zunächst einmal 
vergleichsweise wenig kosten, so daß entsprechende 
Zusagen von den Politikern höchst wählerwirksam 
leicht abgegeben werden können. Die Kosten wird 
jedoch diejenige Generation zu tragen haben, deren 
Rentenlasten man vorgeblich abmildern will”. (van 
Suntum 1997: 14) 
Dass das Festhalten am Umlageverfahren in 
der Altersversorgung eine Interventionsspirale in 
Gang setzen wird, hat der Nobelpreisträger von 
Hayek bereits vor Jahrzehnten prophezeit: Ren-
ten würden mehr und mehr „nicht nur jenen ge-
währt, die durch ihre Beiträge einen Anspruch 
darauf erworben haben, sondern auch denjeni-
gen, die noch nicht lange genug eingezahlt ha-
ben“. Diese „völlige Aufgabe des Versicherungs-
charakters“ müsse unausweichlich „das ganze 
System zu einem Werkzeug der Politik, zu einem 
Spielball für stimmenfangende Demagogen ma-
chen“ (Hayek 1971: 375). 
3.2.2  Welche Kosten sind für die Aner-
kennung von Erziehungszeiten zu 
veranschlagen? 
Im Jahr 2000 sind der GRV Ausgaben für Kin-
dererziehung in Höhe von 10,38 Mrd. DM ent-
standen (BMF 2001: 22). Dabei entfielen rund 80 
Prozent auf die rentenrechtliche Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten. 20 Prozent wurden als 
KLG-Leistungen gewährt (Auskunft des Verban-
des der Rentenversicherer). Im laufenden Jahr 
werden die Ausgaben voraussichtlich um 8,67 
Prozent auf 11,28 Mrd. DM steigen. 
Der Bund leistet für die Berücksichtigung der 
Kindererziehung im Rentenrecht Zahlungen an 
die GRV. Bis zur Jahresmitte 1999 wurden die 
Belastungen der GRV pauschal durch den allge-
meinen Bundeszuschuss an die GRV abgegolten, 
seither zahlt der Bund Beiträge, die den Be-
günstigten in ihrer Rentenbiographie angerechnet 
werden. Im Jahr 2000 sind 22,4 Mrd. DM vom 
Bund an die GRV geflossen, im laufenden Jahr 
werden es schätzungsweise 23,1 Mrd. DM sein. 
In den Folgejahren sind ähnlich hohe Beträge ge-
plant (BMF 2000: 19). 
Das Bundesministerium der Finanzen weist in 
seiner Aufstellung zu den finanziellen Auswir-
kungen familienpolitischer Maßnahmen nur die 
auf Kindererziehung begründeten Rentenausga-
ben der GRV aus. Die Beiträge des Bundes an 
die GRV für die neu angerechneten Kindererzie-
hungszeiten werden lediglich in einer Fußnote 
erwähnt (BMF 2001: 22).  
Gemäß der Logik des Umlageverfahrens ließe 
sich argumentieren, man dürfe die vom Bund 
gezahlten Beiträge für Erziehungsjahre nicht be-
rücksichtigen, weil damit die auf Kindererzie-
hung begründeten Renten finanziert werden. Die-
se Argumentation wäre plausibel, wenn die Bei-
tragszahlungen des Bundes an die GRV deren 
Rentenausgaben für Kindererziehung entspre-
chen würden. Tatsächlich zahlt der Bund aber 
rund 12 Mrd. DM mehr Beiträge an die GRV, als 
diese für Renten ausgibt, die auf der Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten beruhen.12 
____________________
12 In der Aufstellung des BMF zu den familienpolitischen 
Leistungen wird nirgendwo erläutert, was mit dem Über-
hang der Beiträge über die Ausgaben geschieht. 17 
In dieser Arbeit werden die Beiträge des Bun-
des an die GRV anstelle der Rentenzahlungen 
der GRV, die auf der Anerkennung von Erzie-
hungszeiten beruhen, ausgewiesen. Dieser An-
satz spiegelt die Lasten wider, die den Steuer-
zahlern aufgrund der rentenrechtlichen Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten aufgebürdet 
werden. Auch sind Mütter, die heute Renten in-
folge von Kindererziehung beziehen, gar nicht 
Zielgruppe der aktuellen Familienpolitik. Spä-
testens seit dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 3. April 200113 ist klar, dass hinter 
der Familienpolitik vor allem bevölkerungspoli-
tische Motive stehen bzw. die Hoffnung, damit 
das umlagefinanzierte Sozialversicherungssys-
tem stabilisieren zu können.14 Daher sind jene 
Zahlungen zu erfassen, die die Allgemeinheit für 
die eigentliche Zielgruppe der Familienpolitik   
– nämlich Mütter im gebärfähigen Alter – leistet. 
3.2.3  Anteil von Müttern an der Rente nach 
Mindesteinkommen 
Es gab im Rentenrecht eine Norm, von der ver-
mutlich vorwiegend Rentnerinnen profitierten, 
deren Erwerbsmöglichkeiten aufgrund von Kin-
dererziehung eingeschränkt waren. Bis zur Ren-
tenreform 1992 sah § 262 SGB  VI die Gewäh-
rung einer Mindestrente vor, sofern 25 Versiche-
rungsjahre vor dem Jahr 1973 vorlagen (Schlenger 
1997: 22). Sehr niedrige Pflichtbeiträge wurden 
auf 75 Prozent des Beitragswertes für ein Durch-
schnittsentgelt angehoben. Im Jahr 1992 wurde 
die erforderliche Versicherungszeit auf 35 Jahre 
verlängert, wobei neben Beitragszeiten auch Er-
satz-, Anrechnungs-, Kindererziehungs- und Be-
rücksichtigungszeiten gezählt wurden. Die ge-
genwärtige Regelung ist restriktiver. Sehr niedri-
____________________
13 Siehe dazu die Ausführungen auf S. 18 ff. 
14 Schreiber, der vor rund 50 Jahren die dynamische Rente 
auf reiner Umlagebasis propagiert hatte, wollte allen Deut-
schen „ein gesellschaftliches Soll der Kinderzahl“ aufer-
legen (Schreiber 1955: 43). Im Gegensatz zu dieser dirigisti-
schen Sichtweise geht es für Berthold um „die ordnungs-
politische Grundsatzfrage, inwieweit staatliche Instanzen 
berechtigt sind, den familialen Entscheidungsprozeß zu be-
einflussen. ... Grundsätzlich sollten staatliche Eingriffe im 
Bereich der Familienpolitik den gleichen qualitativen An-
forderungen genügen, die auch an die allgemeine Wirt-
schaftspolitik gestellt werden“ (Berthold 1989: 97). 
ge Entgeltpunkte werden auf höchstens 0,0625 
Entgeltpunkte aufgewertet. 
Nach einer Schätzung des Verbands Deutscher 
Rentenversicherungsträger betrug das auf § 262 
SGB VI begründete Rentenvolumen im Jahr 
1995  4,1 Mrd. DM (VDR 1997: 10). Für die Jah-
re 2000 und 2001 werden hier jeweils 3,5 Mrd. 
DM veranschlagt. Der Abschlag trägt der Mög-
lichkeit Rechnung, dass nicht ausschließlich 
Mütter von der Regelung profitieren. 
3.3  Familienpolitische Maßnahmen in 
der Arbeitslosenversicherung 
Die Bundesanstalt für Arbeit gewährt bei Lohn-
ersatzleistungen Aufschläge, wenn die Bezieher 
Kinder zu versorgen haben. Besonderes Gewicht 
hat das Arbeitslosengeld. Während ein Arbeits-
loser mit mindestens einem Kind im Sinne des 
Steuerrechts 67 Prozent des pauschalierten Net-
toentgelts als Arbeitslosengeld empfängt, be-
kommen die übrigen Arbeitslosen nur 60 Prozent 
bezahlt (BMA 2001: 7). Familienkomponenten 
gibt es auch bei anderen Lohnersatzleistungen, 
wie z.B. Kurzarbeitergeld und Unterhaltsgeld, 
das bei der Teilnahme an Qualifizierungsmaß-
nahmen gewährt wird. 
Die Kinderkomponente beim Arbeitslosengeld 
macht nach Angaben des Bundesministeriums 
der Finanzen für das Jahr 2001  900 Mill. DM 
aus (BMF 2001: 20). Für das Jahr 2000 werden 
hier 855 Mill. DM veranschlagt. Dabei wird 
angenommen, dass sich die Kinderkomponente 
im Gleichklang mit dem Arbeitslosengeld ent-
wickelt hat.  
Für die Kinderkomponenten der übrigen 
Lohnersatzleistungen wird unterstellt, dass ihr 
Anteil am Gesamtbetrag ebenso hoch ist wie am 
Arbeitslosengeld. Für das Jahr 2000 werden 218 
Mill. DM und für das Jahr 2001  230 Mill. DM 
veranschlagt. 
3.4  Familienpolitische Maßnahmen in 
der Pflegeversicherung 
Wie in der GKV sind auch in der gesetzlichen 
Pflegeversicherung (GPV) nach § 25 Abs. 2 SGB XI 18 
Kinder und nicht erwerbstätige Ehepartner beitrags-
frei mitversichert. Kinder sind grundsätzlich bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres mitversi-
chert. Absolvieren sie eine Schul- oder Berufs-
ausbildung, dann sind sie bis zum Ende des 25. 
Lebensjahres mitversichert. Es ist nicht bekannt, 
wie hoch die finanziellen Vorteile aus der bei-
tragslosen Mitversicherung von Familienangehö-
rigen in der GPV sind. 
Die GPV wird künftig als erste der vier Säulen 
des Sozialversicherungssystems in Deutschland 
den Beitrag danach differenzieren, ob der Versi-
cherte Kinder hat oder nicht. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat am 3. April 2001 das Urteil ver-
kündet, dass Mitglieder der sozialen Pflegever-
sicherung, die Kinder betreuen und erziehen, 
nicht mit einem gleich hohen Beitrag belastet 
werden dürfen wie Mitglieder ohne Kinder. Eine 
entsprechende Neuregelung soll spätestens Ende 
des Jahres 2004 rechtskräftig werden (Bundes-
verfassungsgericht 2001: 4). 
Der Pressemitteilung zufolge hat sich der Ers-
te Senat des Bundesverfassungsgerichts mit der 
Frage auseinander gesetzt, ob der Aufwand der 
GPV für Pflegebedürftige, die Kinder erzogen 
haben, geringer ist als der für kinderlose Pfle-
gebedürftige. Demnach sollen Kostenunterschie-
de bei der ambulanten Pflege bestehen. Pflegebe-
dürftige ohne Kinder verursachen um 10 Prozent 
höhere Kosten als Pflegebedürftige mit Kindern 
(Bundesverfassungsgericht 2001: 5). 
Auf der Beitragsseite stellt der Erste Senat 
eine verfassungswidrige Benachteiligung von El-
tern fest:  
„Kinderlosen, die lediglich Beiträge gezahlt, zum Er-
halt des Beitragszahlerbestandes aber nichts beigetra-
gen haben, erwächst daher ein Vorteil. Zwar finan-
zieren sie mit ihren Beiträgen auch die Abdeckung 
des Pflegerisikos der beitragsfrei versicherten Ehe-
gatten und Kinder mit. Insgesamt wird der Vorteil, 
den Kinderlose durch das Aufziehen der nächsten Ge-
neration erlangen, durch die Umlage für die Familien-
versicherten aber nicht aufgezehrt“. (Bundesverfas-
sungsgericht 2001: 5 f.). 
Das Bundesverfassungsgericht betont, dass in 
einem umlagefinanzierten Pflegeversicherungs-
system die Kindererziehung ebenso konstitutiv 
ist wie die Beitragszahlung, und es weist darauf 
hin, dass der Senat „bei der Bemessung der Frist 
... berücksichtigt hat, dass die Bedeutung der 
Entscheidung auch für andere Zweige der Sozial-
versicherung zu prüfen ist“ (Bundesverfassungs-
gericht 2001: 6 f.). In der Pressemitteilung heißt 
es:  
„Allerdings kann der Gesetzgeber die Benachteili-
gung von Eltern solange vernachlässigen, wie eine 
deutliche Mehrheit der Versicherten Kinder bekommt 
und betreut. Dies folgt aus dem Recht des Gesetz-
gebers zur Generalisierung. Trägt die große Mehrheit 
der Beitragszahler ... durch Betreuung und Erziehung 
zum System bei, ist das System im Großen und Gan-
zen im generativen Gleichgewicht. Solange liegt es 
auch innerhalb des gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraums, die Beiträge nicht danach zu differenzie-
ren, ob Kinder erzogen werden oder nicht“ (Bundes-
verfassungsgericht 2001: 6). 
Zumindest implizit scheint das Bundesverfas-
sungsgericht der Meinung zu sein, kinderabhän-
gige Beiträge zur Sozialversicherung würden die 
Geburtenrate spürbar erhöhen15 und das soeben 
zitierte generative Gleichgewicht wieder herstel-
____________________
15 Auch Sinn und Werding (2000: 16) postulieren: „ ... daß 
die Reduktion der Kinderzahlen und damit die demographi-
sche Krise durch die Rentenversicherung selbst verursacht 
worden ist. ... Vor der Einführung der Rentenversicherung 
wußte ein jeder, daß er im Alter hungern musste, wenn er 
keine Kinder hatte und deshalb gab es jenseits der un-
mittelbaren Freude an den eigenen Kindern ein starkes öko-
nomisches Motiv für den Kinderwunsch. In den westlichen 
Industrieländern denkt bei der Familienplanung heute nie-
mand mehr an die eigene Altersversorgung, weil sie ja auch 
tatsächlich nicht von der Kinderzahl abhängig zu sein 
scheint. Die Erkenntnis, daß man auch ohne die Gründung 
einer kinderreichen Familie im Alter auskömmlich leben 
kann, hat sich allgemein verbreitet, und von Generation zu 
Generation hat sich das Reproduktionsverhalten der Men-
schen allmählich verändert. Die Dominanz dieser mikro-
ökonomischen Illusion ist ein Indiz dafür, wie umfassend 
die Rentenversicherung ein bis dato in der Menschheits-
geschichte zentrales Fertilitätsmotiv zerstört hat. Der theore-
tische Grund für einen endogenen Rückgang der Fertilität 
liegt in der „fiskalischen Externalität“, die die Geburt und 
Erziehung eines Kindes für andere Beitragszahler und Rent-
ner außerhalb der eigenen Familie hat. Da die Geburt eines 
Kindes jeweils eine ganze Kette weiterer Nachkommen 
begründet, entspricht die Externalität dem gesamten Brut-
tobetrag, den das Kind in seinem Erwerbsleben an die Ren-
tenversicherung abführt. Die Zunahme der Geburtenhäufig-
keit, die aufgrund einer Internalisierung dieses Effekts zu 
erwarten wäre, mißt die Verzerrung der Fertilitätsentschei-
dung der Eltern, die vom Umlagesystem ausgelöst wird“. 
Hingegen konstatiert Merklein (1986:  12) „die bisherige 
Erfolglosigkeit von Geburtenförderungsmaßnahmen“ in der 
Geschichte der Bevölkerungspolitik. 19 
len. Es wird sich zeigen, inwieweit das politisch 
erwünschte generative Verhalten durch Sprei-
zung von Beitragssätzen und die zuvor erwähn-
ten rentenrechtlichen Maßnahmen steuerbar sind 
und inwieweit neue Deckungslücken im Sozial-
versicherungssystem geschaffen worden sind.  
Die durch das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zu erwartende familienpolitische Offen-
sive mag unter Gerechtigkeitsaspekten plausibel 
erscheinen. Auch ist die ökonomische Theorie 
der externen Effekte ein plausibler Ratgeber für 
jene, die argumentieren, Kinder seien eine Art 
„Kollektivgut“, das zwar privat finanziert, aber 
gemeinschaftlich genutzt wird und das in höhe-
rem Maße „angeboten“ würde, wenn man die 
Kosten der Kindererziehung „vergesellschaften“ 
würde.16 Letztlich entscheidend ist aber die 
Finanzierbarkeit. 
Die vom Bundesverfassungsgericht geforder-
ten kinderabhängigen Beitragssätze zur GPV 
werden vermutlich bald durch kinderabhängige 
Leistungen flankiert werden, und möglicherwei-
se wird das neue Pflegeversicherungsmodell für 
die anderen Sozialversicherungszweige Schule 
machen. Fraglich ist aber, ob die Fertilität poli-
tisch steuerbar ist und ob sich das generative 
Ungleichgewicht nicht sogar verschärft, weil 
____________________
16 Vgl. etwa Ott (2000) und Lampert (2000). Der aktuelle 
11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung plädiert 
für weitere Schritte in Richtung „Kinderverstaatlichung“. 
Dazu bemerkt die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
20.  Juli 2001: „Was Kinder vor allem anderen brauchen, 
weiß jeder: Sie brauchen Liebe, Geborgenheit, Zeit. Was 
davon kann der Staat ihnen geben? Nichts. Über nichts hat 
aber die von Jugendministerin Bergmann eingesetzte Sach-
verständigenkommission nicht 600 Seiten geschrieben. Der 
11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung handelt 
vielmehr von dem, was Eltern wünschen, um sich Kinder 
finanziell und zeitlich leisten zu können: staatliche Rund-
umbetreuung von der Wiege bis zum Discoalter. Von den 
Verfassern des Berichts war nicht zu erwarten, daß sie in 
dieser Entwicklung auch eine der Ursachen oft beklagter 
Probleme der Jugend suchen würden. Das liefe der mittler-
weile von allen Parteien getragenen Kinderverstaatlichung 
diametral entgegen. Schon der Titel des Berichts verheißt, 
daß auf diesem Weg munter vorangeschritten wird: „Auf-
wachsen in öffentlicher Verantwortung“. Da greift eine kal-
te Hand nach den Kleinsten. Vermessen ist, wer von einem 
Jugendbericht auch Einsichten wie diese erwartet: Noch so 
gut geführte Krippen und Horte können Kindern nicht das 
Gefühl vermitteln, um ihrer selbst willen geliebt zu werden; 
noch so ausgedehnte Betreuungszeiten nicht die Gewißheit, 
daß immer jemand für sie da ist. Der Staat kann nicht 
Vorbild sein und auch die Erziehung nicht ersetzen.“ 
es  zu Abwanderungen der jungen Generation 
kommt.17 
Skeptisch zum Pflegeversicherungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts äußert sich Raffel-
hüschen: 
„Wenn man sich bei der Interpretation an den genauen 
Wortlaut der Verfassungsrichter hält, müsste die 
Familienförderung bei der Pflege, bei der Rente und 
auch bei der Gesundheitsvorsorge über die Sozialver-
sicherungen laufen. Dann würde allerdings ein Fass 
ohne Boden aufgemacht, weil die Sozialkassen schon 
heute vor dem finanziellen Kollaps stehen. Eine wei-
tere Überfrachtung mit verteilungspolitischen Ele-
menten können sie einfach nicht schultern, das würde 
lediglich den Kollaps der Umlagekassen beschleuni-
gen. Bei einer großzügigeren Auslegung des Urteils 
sollten allerdings auch Lösungen über den allgemei-
nen Staatshaushalt, vor allem aber über andere Wege 
möglich sein“ (Raffelhüschen 2001).18 
____________________
17 „Die Vorstellung, finanzielle Verbesserungen für Fami-
lien ... über zusätzliche Belastungen der lebenslang Kinder-
losen zu finanzieren, wird durch die Beobachtung relati-
viert, daß die wirtschaftlich leistungsfähigsten Mitglieder 
der Gesellschaft zu den Familien mit Kindern gehören und 
daß die Zahl der Belasteten deutlich kleiner ist als die der 
Entlasteten. Zu berücksichtigen ist ferner, daß im Moment 
die Steuerbelastung der Ledigen bei identischem Bruttoein-
kommen bereits wesentlich höher ist als die der Verheira-
teten. Eine weitere Belastungserhöhung für Kinderlose wird 
gerade bei jener Personengruppe, an die als allererstes ge-
dacht ist, also bei den jungen, aktiven, mobilen und leis-
tungsfähigen lebenslang Kinderlosen, die ohnehin beste-
hende Bereitschaft zum Ausweichen gegenüber der Belas-
tung durch Steuern und Abgaben erhöhen. Gerade diese 
Personengruppe ist aufgrund ihrer Mobilität und Flexibilität 
mehr als alle anderen zu solchen Ausweichreaktionen in der 
Lage. Das Gegenteil gilt tendenziell für die anderen Teile 
der Bevölkerung der Kinderlosen. Da sie ohnehin nicht zu 
den privilegierten Bevölkerungsgruppen gehören, wird da-
mit deren wirtschaftliche und soziale Position weiter ge-
schwächt, und die denkbaren Aufkommenseffekte sind ge-
ring“ (Dinkel 1995: 13). 
18  In einem erläuternden Kommentar bemerkt Raffelhü-
schen: „Es bringt jedenfalls nichts, die Sozialversicherungs-
beiträge um ein paar Zehntel Prozentpunkte zu senken oder 
das Kindergeld um zehn Mark zu erhöhen. Davon wird nie-
mand seine Kinderentscheidung abhängig machen. Das ist 
ein Erbsenzählen, welches am Ende zu nichts führt. Wenn 
wir schon über monetäre Anreize nachdenken, dann sollten 
wir etwa über höhere, aber gestaffelte Steuerfreibeträge re-
den, die mit steigendem Alter der Kinder abnehmen. Oder 
über ein Familiensplitting im Steuersystem, das weniger die 
Ehe, dafür aber stärker die Familie unterstützt. Dennoch be-
steht die wichtigste Aufgabe darin, einen familienfreundli-
chen Alltag zu schaffen, damit Frauen einfacher einer Er-
werbstätigkeit nachgehen können. Kindergärten oder Ganz-
tagsschulen zu finanzieren, die den heutigen Bedürfnissen 20 
Das Bundesverfassungsgericht wird sich ver-
mutlich auch mit der Frage befassen müssen, ob 
eine Negativ-Verzinsung, die Kinderlose oder 
Kinderarme in Zukunft im Rahmen der gesetz-
lichen Rentenversicherung möglicherweise wer-
den hinnehmen müssen, mit der in Art. 14 GG 
(Grundgesetz) abgegebenen Eigentumsgarantie 
vereinbar ist. 
Abschließend sei festgehalten, dass in Deutsch-
land die so genannte „Investitionsguttheorie des 
Kindes“ im Vormarsch ist. Sie ist letztlich archa-
isch19, weil sie auf Fertilitätsmotiven aus frühe-
ren Phasen der Menschheitsgeschichte fußt. Aus 
existentiellen Gründen musste die nächste Gene-
ration für Kinderarbeit und für Altenversorgung 
eingeplant werden. Offene Grenzen für Güter, 
Kapital und Menschen stellen das tradierte Den-
ken aber ebenso in Frage wie das stürmische 
Wachstum der Weltbevölkerung. 
In der angelsächsischen Literatur, die durch 
die Studien des amerikanischen Nobelpreisträ-
gers Becker geprägt ist (Becker 1996a), herrscht 
hingegen eine liberale Denkweise vor. Dort wird 
die Entscheidung für Kinder im Rahmen der 
Haushaltstheorie20 analysiert und somit eher als 
____________________
nach mehr Flexibilität gerecht werden, kostet vermutlich 
nicht mehr als eine weitere Umverteilung über die Sozial-
kassen. Und das bringt uns dem eigentlichen Ziel, Familien 
und Kinder zu fördern, doch wesentlich näher“ (Raffel-
hüschen 2001). 
19 Auch ist die herrschende Sichtweise, jüngere Leute als 
Aktivum und ältere als Passivum im umlagefinanzierten 
Rentensystem zu betrachten, moralisch fragwürdig 
(Merklein 1986: 157). 
20 Erklärungsbedürftig ist, warum der Geburtenrückgang in 
den hoch entwickelten Volkswirtschaften vor allem in der 
oberen Mittelschicht einsetzte (Merklein 1986: 56 f.). Nach 
Becker (1996b: 140 f.) wirkt Wohlstand bzw. Wirtschafts-
wachstum auf die generative Entscheidung sowohl stimulie-
rend als auch retardierend: „Wirtschaftswachstum erhöht 
nicht nur die Einkommen, sondern auch die Kosten von 
Kindern, zum Teil deshalb, weil die Zeit, die für Kinder auf-
gewendet wird, mit der Entwicklung einer Wirtschaft wert-
voller wird. Der induzierte Substitutionseffekt, der sich ge-
gen Kinder auswirkt, könnte einen positiven Einkommens-
effekt der Entwicklung überwiegen und somit eine deutliche 
negative Beziehung zwischen dem Pro-Kopf-Einkommen 
und der Nachfrage nach Kindern schaffen. Untersuchungen 
aus mehreren Ländern legen den Schluß nahe, der negative 
Effekt der Lohnsätze verheirateter Frauen auf deren Gebur-
tenverhalten dominiere den (positiven) Effekt größerer Mit-
tel der Familie“.  
Becker hat zur Erklärung des Geburtenrückgangs die so ge-
nannte „Qualität von Kindern“ in die ökonomische Fertili-
tätsanalyse eingebracht. Demnach steht dem Geburtenrück-
private Angelegenheit betrachtet.21 Hinter der 
Entscheidung für Kinder steht die unmittelbare 
Freude, die sie stiften, und es wird ein altruisti-
sches Kalkül unterstellt. 
4  Monetäre Transfers des 
Bundes, der Länder und der 
Gemeinden mit familienpoli-
tischem Bezug 
4.1  Reine Bundesausgaben 
4.1.1  Leistungen nach dem Bundes-
erziehungsgeldgesetz 
Gemäß dem Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) 
werden seit Anfang 1986 die Erziehungsleistun-
gen der erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen 
Mütter und Väter honoriert, die ihr Kind nach 
der Geburt betreuen. Anspruch auf Bundeserzie-
hungsgeld haben nach § 1 BErzGG Eltern, die 
ihr Kind vorwiegend selbst erziehen und be-
treuen und die nicht erwerbstätig sind oder keine 
volle Erwerbstätigkeit ausüben (BMF 2000: 22). 
Das Erziehungsgeld beträgt seit dem Jahr 1986 
bis zu 600 DM im Monat und wird einkommens-
abhängig gezahlt. Ursprünglich ist es für 10 Mo-
nate gezahlt worden. Ab 1987 wurde es für 12 
Monate, ab Jahresmitte 1987 für 15 Monate, ab 
Jahresmitte 1990 für 18 Monate und seit 1993 für 
zwei Jahre gezahlt (Lampert 1996: 173). 
Mit Wirkung vom 1. Januar 2001 gelten Neu-
regelungen für Kinder, die ab dem 1.  Januar 
2001 geboren oder adoptiert werden. Für zuvor 
geborene oder adoptierte Kinder gelten die alten 
Bestimmungen weiter. Neu ist, dass erstmals 
Mutter und Vater gleichzeitig Elternzeit nehmen 
können. Mutter und Vater können statt bisher 19 
Stunden nun jeweils bis zu 30 Stunden wöchent-
____________________
gang in den hoch entwickelten Volkswirtschaften ein „Qua-
litätszuwachs“ gegenüber, weil die Kinder besser ausge-
bildet sind. Trotz der reduzierten Kinderzahl kann also das 
Humankapital steigen. 
21 Freilich lassen sich familienfördernde Maßnahmen auch 
haushaltstheoretisch begründen, weil sie die finanziellen 
Beschränkungen lockern, die der Realisierung von Kinder-
wünschen im Wege stehen können. 21 
lich arbeiten, ohne dass sie ihren Anspruch auf 
Bundeserziehungsgeld einbüßen. Ferner haben 
sie erstmals die Möglichkeit, ein Jahr der Eltern-
zeit zwischen dem dritten und achten Geburtstag 
des Kindes zu nehmen, sofern der Arbeitgeber 
zustimmt. 
Zu Beginn des Jahres 2001 sind die seit dem 
Jahr 1986 unveränderten Einkommensgrenzen, 
die ab dem siebten Lebensmonat des Kindes gel-
ten, angehoben worden. Für die ersten sechs 
Lebensmonate gilt nach wie vor eine Einkom-
mensgrenze in Höhe von 100 000 DM pro Jahr 
für zusammenlebende Ehepaare und 75 000 DM 
pro Jahr für Alleinstehende zuzüglich eines Auf-
schlags für jedes weitere Kind, für das ein Kin-
dergeldanspruch besteht. Volles Erziehungsgeld 
ab dem siebten Lebensmonat des Kindes erhalten 
Verheiratete mit einem Kind, wenn das Jahres-
einkommen unter 32  200 DM (zuvor: 29  400 
DM) liegt. Die Einkommensgrenze für Alleiner-
ziehende mit einem Kind ist von 23 700 DM auf 
26  400 DM angehoben worden. Diese Beträge 
erhöhen sich für jedes weitere Kind um 4  800 
DM, ab dem Jahr 2002 um 5  470 DM und ab 
dem Jahr 2003 um 6 140 DM (BMF 2000: 22). 
Bei Überschreiten dieser Einkommensgrenzen 
wird das Erziehungsgeld abgeschmolzen. Nach 
§ 5 Abs. 3 BErzGG liegt der Anrechnungssatz 
für die darüber hinausgehenden Einkommenstei-
le bei 40 Prozent, d.h., ab einem Überschrei-
tungsbetrag von 18 000 DM pro Jahr wird kein 
Erziehungsgeld mehr gewährt. 
Neu ist auch das so genannte Budgetangebot. 
Alternativ zum monatlichen Erziehungsgeld von 
600 DM für den Zeitraum von 24 Monaten kön-
nen sich Eltern für eine Bezugsdauer von 12 Mo-
naten entscheiden. Dabei steigt der monatliche 
Anspruch auf 900 DM, sofern das Einkommen 
unter den oben genannten Einkommensgrenzen 
liegt. 
Das Erziehungsgeld wird zusätzlich zum 
Wohngeld, zur Arbeitslosen- und Sozialhilfe so-
wie zur Ausbildungsförderung gewährt. Jedoch 
wird das Mutterschaftsgeld auf das Bundeserzie-
hungsgeld angerechnet. Ferner kann Erziehungs-
geld nicht neben dem Arbeitslosengeld bezogen 
werden (Bernöster 2000: 244). 
Im Jahr 2000 hat der Bund 6,66 Mrd. DM an 
Erziehungsgeld ausgegeben. Im laufenden Jahr 
werden es nach Schätzung des Bundesministe-
riums der Finanzen 6,93 Mrd. DM sein (BMF 
2001: 22). 
4.1.2  Kinderkomponente bei der Arbeits-
losenhilfe 
Wie bei den von der Bundesanstalt für Arbeit 
finanzierten Lohnersatzleistungen gibt es auch 
bei der vom Bund bezahlten Arbeitslosenhilfe ei-
ne Kinderkomponente. Während kinderlose Ver-
sicherte 53 Prozent des pauschalierten früheren 
Nettoarbeitsentgelts als Arbeitslosenhilfe erhal-
ten, beziehen Versicherte mit mindestens einem 
Kind im Sinne des Steuerrechts 57 Prozent 
(BMA 2001: 7). 
Nach Angaben des Bundesministeriums der 
Finanzen belaufen sich die Kosten der Kinder-
komponente derzeit auf 500 Mill. DM (BMF 
2001: 20). 
4.1.3  Beiträge für Kindererziehungs-
leistungen an die gesetzliche Renten-
versicherung 
Die Zahlungen des Bundes an die GRV für die 
Berücksichtigung von Kindererziehungsleistun-
gen sind bereits im Abschnitt 3.2 zur Familien-
politik in der Rentenversicherung erörtert wor-
den. Es ist dort begründet worden, warum sie 
statt der (betragsmäßig niedrigeren) Ausgaben 
der GRV für Kindererziehung als familienpoli-
tische Leistungen einbezogen werden. 
Die vom Bund an die GRV gezahlten Beiträge 
für Kindererziehung belaufen sich auf 22,4 Mrd. 
DM im Jahre 2000 und auf 23,1 Mrd. DM im 
laufenden Jahr (BMF 2000: 19). 
4.1.4  Zahlungen nach dem Mutterschutz-
gesetz 
Das Bundesversicherungsamt in Bonn zahlt wäh-
rend der Schutzfrist nach dem Mutterschutz-
gesetz Mutterschaftsgeld von höchstens 400 DM 
pro Monat, sofern die angehende Mutter weder 
krankenversichert noch privat versichert oder in 
der GKV familienversichert ist und sofern sie zu 
Beginn der Schutzfrist in einem Arbeitsverhält-22 
nis stand oder in Heimarbeit beschäftigt war 
(BMA 2001: 41).  
Der Löwenanteil der Transfers während der 
Mutterschutzfrist wird von der GKV und von 
den Arbeitgebern gezahlt. Das Mutterschaftsgeld 
des Bundes beläuft sich auf jeweils 6 Mill. DM 
in den Jahren 2000 und 2001. 
4.1.5  Zahlung an die Stiftung „Mutter und 
Kind“ 
Der Bund hat durch Bundesgesetz vom 13. Juli 
1984 die Stiftung „Mutter und Kind – Schutz des 
ungeborenen Lebens“ errichtet. Die Bundesstif-
tung soll schwangeren Frauen, die sich wegen 
einer Konfliktlage an eine anerkannte Beratungs-
stelle gewandt haben, materielle Hilfen gewäh-
ren. Nach den Erläuterungen im Bundeshaus-
haltsplan handelt es sich um „Hilfen zur Be-
schaffung, Einrichtung und Erhaltung einer fami-
liengerechten Wohnung, Hilfen zur Haushalts-
führung während der Schwangerschaft und nach 
der Entbindung, vor allem Hilfe durch Familien-
helferinnen für körperlich und seelisch überlaste-
te Mütter, Hilfen zur Anschaffung von Wäsche, 
Kleidung und Haushaltsgegenständen, Hilfen zur 
Betreuung des Kindes“ (Bundeshaushaltsplan 
2001, Kapitel 1710: 44). 
Die geplanten Zahlungen des Bundes an die 
Stiftung betragen jeweils 180 Mill. DM für die 
Jahre 2000 und 2001. 
4.2  Leistungen nach dem Unterhalts-
vorschussgesetz 
Das Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) sichert 
den Unterhalt von Kindern allein stehender Müt-
ter oder Väter. Anspruchsberechtigte sind Kinder 
unter 12 Jahren, die bei einem Elternteil leben 
und von dem anderen Elternteil nicht oder nicht 
regelmäßig Unterhalt mindestens in Höhe eines 
Regelbetrags bekommen, der für nichteheliche 
Kinder maßgeblich ist. Die Unterhaltsleistung 
wird maximal 72 Monate lang gezahlt (BMA 
2001: 5). 
Das UVG ist mit Wirkung vom 1. Januar 2000 
geändert worden. Als Unterhaltsvorschuss wird 
der in § 1 und § 2 der Regelbetrag-Verordnung 
festgelegte Regelbetrag für ein nichteheliches 
Kind abzüglich der Hälfte des Erstkindergeldes 
gewährt. Seit Januar 2000 werden für ein Kind in 
den alten Bundesländern monatlich 220 DM 
(355 DM – 135 DM) gezahlt, wenn das Kind un-
ter sechs Jahren ist. Einem über sechs Jahre alten 
Kind werden 296 DM zugebilligt. Für ein Kind 
in den neuen Bundesländern liegen die entspre-
chenden Beträge bei 189  DM bzw. 257  DM 
(BMA 2001: 5). 
Die Geldleistungen, die nach dem UVG zu 
zahlen sind, werden zu einem Drittel vom Bund 
und zu zwei Dritteln vom jeweiligen Bundesland 
getragen, das sich teilweise bei den Kommunen 
refinanziert. Das Bundesministerium der Finan-
zen veranschlagt die Gesamtausgaben von Bund 
und Ländern, die nach dem UVG zu leisten sind, 
auf 1,48 Mrd. DM im Jahr 2000 und auf 1,67 
Mrd. DM im laufenden Jahr (BMF 2001: 22). 
4.3  Familienzuschläge im öffentlichen 
Dienst 
Der öffentliche Dienst ist der einzige quantitativ 
wichtige Sektor, in dem die Besoldung vom 
Familienstand abhängt. Laut Sozialbericht belau-
fen sich die im Jahr 2001 geleisteten Familien-
zuschläge auf schätzungsweise 14,3 Mrd. DM 
(BMA 1998: 215). Für das Vorjahr wird hier ein 
Betrag von 14,1 Mrd. DM unterstellt. 
4.4  Erziehungsgeld der Länder 
Ergänzend zum Bundeserziehungsgeld zahlen 
manche Bundesländer ein Landeserziehungsgeld. 
Derzeit sind dies Baden-Württemberg, Bayern, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thürin-
gen. Berlin hatte als erstes Bundesland bereits 
Anfang des Jahres 1983 ein Berliner Familiengeld 
eingeführt, dieses aber Ende des Jahres 1992 wie-
der gestrichen (Eggen 2000: 322; Werding 2001: 
31). Das ab Januar 1984 in Rheinland-Pfalz ge-
währte Familiengeld ist für Geburten ab dem 
16. April 1995 eingestellt worden. 
Das Landeserziehungsgeld von Baden-Württem-
berg wird ab dem 24. Lebensmonat des Kindes 
für 12 Monate geleistet, wenn der erziehende El-23 
ternteil die Erwerbstätigkeit aufgegeben hat oder 
teilzeiterwerbstätig ist. Das Landeserziehungs-
geld wird im Rahmen von Einkommensgrenzen 
gewährt, und es betrug bisher maximal 400 DM 
pro Monat. Zu Beginn des Jahres 2001 ist es für 
das dritte Kind und für weitere Kinder auf 600 
DM aufgestockt worden; gleichzeitig sind die 
Einkommensgrenzen um über 10 Prozent ange-
hoben worden. Auch ist der Zeitraum der Inan-
spruchnahme bis zum achten Lebensjahr des 
Kindes erhöht worden. Der Landeshaushaltsplan 
weist aktualisiert für das Jahr 2000 einen Betrag 
von 133 Mill. DM und für das Jahr 2001 von 
134 Mill. DM aus. 
Das Land Bayern zahlt im dritten Lebensjahr 
des Kindes ein Landeserziehungsgeld in Höhe 
von 500 DM monatlich. Für dritte und weitere 
Kinder, die ab dem 1. Januar 2001 geboren sind, 
werden bis zu 600 DM gezahlt. Während des Be-
zugs ist eine wöchentliche Arbeitszeit bis zu 30 
Stunden möglich (Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frau-
en 2001: 1 f.). Im Haushaltsplan des Freistaates 
Bayern 2001/2002 ist für das Jahr 2000 ein Lan-
deserziehungsgeld in Höhe von 337 Mill. DM 
veranschlagt. Für das laufende Jahr sind 335,5 
Mill. DM geplant. 
Mecklenburg-Vorpommern hat für das Lan-
deserziehungsgeld im Jahr 1999 27,7 Mill. DM 
ausgegeben. Für das Jahr 2000 sind 16,5 Mill. 
DM in den Landeshaushalt eingestellt, für das 
laufende Jahr 5,7 Mill. DM. Das Landeserzie-
hungsgeld beträgt maximal 600 DM monatlich. 
Eine Anspruchsvoraussetzung ist, dass sich der 
Berechtigte bei der Geburt des Kindes in einem 
Bildungs- oder Ausbildungsverhältnis befunden 
hat und dieses fortsetzt (BMFSFJ 2001: 62). 
Auch der Freistaat Sachsen gewährt im An-
schluss an die Leistungen nach dem Bundeser-
ziehungsgeld eine landesspezifische Hilfe. Das 
Landeserziehungsgeld betrug ab 1. Januar 1997 
maximal 600 DM monatlich (zuvor 400 DM), 
und es wurde 12 Monate lang gezahlt. Zum 1. Ja-
nuar 2001 ist es laut Auskunft des sächsischen 
Sozialministeriums für das erste und zweite Kind 
wieder auf 400 DM reduziert worden; für das 
dritte und jedes weitere Kind sowie für Mütter in 
Ausbildung werden nach wie vor 600 DM ge-
währt. Die Bezugsdauer ist von 12 auf 9 Monate 
verkürzt worden. Das für das Landeserziehungs-
geld veranschlagte Haushaltssoll beträgt für das 
Jahr 2000 125,3 Mill. DM. Für das laufende Jahr 
sind 105,8 Mill. DM geplant. 
Der Freistaat Thüringen zahlt maximal 600 
DM monatlich an Landeserziehungsgeld im An-
schluss an die Bundesleistungen. Die Frist be-
trägt sechs Monate. Ab dem 30. Lebensmonat 
des Kindes (und sechs Monate früher als andern-
orts) besteht in Thüringen ein Rechtsanspruch 
auf einen Kindergartenplatz. Für das Jahr 2000 
ist ein Landeserziehungsgeld in Höhe von 36,8 
Mill. DM geplant. Für das Jahr 2001 sind es 36,7 
Mill. DM. 
4.5  Zuschüsse an familienpolitische 
Landesstiftungen 
Neben der Gewährung von Landeserziehungsgeld 
bezuschussen die meisten Länder familienorien-
tierte Stiftungen. Zu nennen sind die Stiftungen 
„Familie in Not“ (Baden-Württemberg, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein), „Hilfe für Mutter und Kind“ 
(Bayern), „Hilfen für die Familie“ (Berlin), „Hil-
fen für Familien in Not“ (Brandenburg), „Hilfen 
für Frauen und Familien“ (Mecklenburg-Vorpom-
mern), „Hilfen für Familien, Mutter und Kind“ 
(Sachsen) und „Nothilfe für die Familie, Hilfe für 
schwangere Frauen in Not“ (Eggen 1995: 249). 
4.6  Familienkomponente bei der 
Sozialhilfe 
Im Rahmen der Sozialhilfe wird Hilfe zum 
Lebensunterhalt (für Ernährung, Unterkunft, 
Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Heizung und 
persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens) 
sowie Hilfe in besonderen Lebenslagen geleistet. 
Hilfe in besonderen Lebenslagen umfasst u.a. 
Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen sowie 
ärztlich verordnete Erholungskuren für Kinder 
und Mütter (BMA 2001: 82). Die laufenden 
Leistungen bemessen sich nach Regelsätzen, die 
zum 1. Juli 2001 entsprechend der Rentenanpas-
sung (im früheren Bundesgebiet um 1,91 Pro-
zent) erhöht worden sind. Der Regelsatz für den 24 
Haushaltsvorstand beträgt derzeit rund 560 DM 
in den alten und rund 535 DM in den neuen Bun-
desländern. Der Ehepartner erhält 80 Prozent des 
Regelsatzes, Kinder unter 7 Jahren 50 Prozent, 
zwischen 7 und 13 Jahren 65 Prozent, zwischen 
14 und 17 Jahren 90 Prozent und ab 18 Jahren 
80 Prozent (BMA 2001: 82). 
Im Sozialbericht 1997 werden die Familien-
leistungen der Sozialhilfe für das Jahr 2001 auf 
6,66 Mrd. DM geschätzt: Sie werden überwie-
gend in Form von Hilfen zum Lebensunterhalt 
gewährt. Die Zahl gliedert sich auf in 5,45 Mrd. 
DM für Kinder, 1,19 Mrd. DM für den Ehe-
partner und 20 Mill. DM für Mutterschaft (BMA 
1998: 200). Hier wird für das Jahr 2000 ein Be-
trag in Höhe von 6,55 Mrd. DM veranschlagt. 
4.7  Familienkomponente beim Wohn-
geld 
Es erscheint angebracht, Teile des Wohngeldes 
in die Bestandsaufnahme familienpolitischer 
Maßnahmen einzubeziehen. Zwar ist es im Prin-
zip auf einen breiteren Empfängerkreis zuge-
schnitten, allerdings wird es in der Praxis so 
gehandhabt, dass Familien bevorzugt werden. 
„Wohngeld hat die wichtige sozialpolitische 
Aufgabe, als staatliche Leistung zur sozialen Ab-
sicherung der Wohnkostenbelastung einkom-
mensschwächerer Haushalte, insbesondere von 
Familien, beizutragen. ... Maßgeblich für Gewäh-
rung und Höhe des Wohngeldes sind beim genau 
berechneten „Tabellenwohngeld“ die Zahl der 
Familienmitglieder, das Familieneinkommen und 
die zuschussfähige Miete oder Belastung“ (BMA 
1998: 113 f.). 
„Die besonderen wirtschaftlichen Belastungen 
der Haushalte mit Kindern werden insbesondere 
durch eine entsprechende Ausgestaltung der 
Wohngeldtabellen und die Nichtanrechnung des 
Kindergeldes als Einkommen berücksichtigt. Der 
Anteil der von diesen Haushalten nach Wohn-
geldzahlungen selbst zu tragenden Wohnkosten 
an ihrem verfügbaren Einkommen ist weit ge-
ringer als bei kleinen Haushalten. Darin zeigt 
sich die stark ausgeprägte familienpolitische 
Komponente des Wohngeldes“ (BMVBW 2000: 
9). 
Am 1. Januar 2001 ist eine Wohngeldleistungs-
novelle in Kraft getreten, bei der die Leistungen 
familienfreundlich verbessert worden sind und 
die zuvor unterschiedlichen Regelungen für die 
alten und neuen Bundesländer vereinheitlicht 
worden sind. Das Wohngeld wird je zur Hälfte 
von Bund und Ländern finanziert. 
Die Wohngeldausgaben von Bund und Län-
dern beliefen sich im Jahr 2000 auf 6,68 Mrd. 
DM. Im Jahr 2001 steigen sie aufgrund der Re-
form auf voraussichtlich 8 Mrd. DM an. Der 
Sozialbericht und der Wohngeld- und Mieten-
bericht weisen nicht aus, welcher Anteil davon 
als Familienkomponente zu betrachten ist. 
Bei der Frage nach einem geeigneten Wert-
ansatz ist zu beachten, dass der Anspruch auf 
Wohngeld jedem zugebilligt wird, der die Vor-
aussetzungen erfüllt. So gesehen ist es keine 
Familienförderung, wenn eine Familie Wohngeld 
bezieht. Die Förderung ist das zusätzliche Wohn-
geld im Vergleich zu einem kinderlosen Ehepaar 
oder einem Alleinstehenden. In Ermangelung 
von Informationen wird hier pauschal ein Drittel 
des Wohngeldvolumens als Familienkomponente 
veranschlagt. Dies mag als willkürlich erschei-
nen. Allerdings wäre es ebenso willkürlich, kei-
nen Wertansatz zu präsentieren. 
4.8  Familienkomponente beim 
Sozialen Wohnungsbau 
Ebenso wie das Wohngeld wird auch der Soziale 
Wohnungsbau in den Dienst der Familienpolitik 
gestellt. Somit muss er in der Bestandsaufnahme 
familienpolitischer Instrumente berücksichtigt 
werden.  
Bis Ende des Jahres 2001 erfolgt der öffent-
liche Wohnungsbau gemäß den Vorschriften, die 
im Zweiten Wohnungsbaugesetz (II WoBauG) 
verankert sind. Dazu bemerkt der Fünfte Fami-
lienbericht: „Für die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus hat der Bund mit dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz für Familien – namentlich 
schwangere Frauen, junge Ehepaare (bis zum 40. 
Lebensjahr), alleinstehende Elternteile mit Kin-
dern, kinderreiche Familien und ältere Menschen 
sowie Schwerbehinderte – günstige Vorausset-
zungen geschaffen. In den Verwaltungsvereinba-25 
rungen von Bund und Ländern über die För-
derung des Wohnungswesens wird der besonders 
dringliche Wohnungsbedarf dieser Personen-
gruppen ausdrücklich unterstrichen“ (BMFuS 
1994: XXIII). 
Am 1. Januar 2002 wird das Wohnraumförde-
rungsgesetz in Kraft treten, das auf eine stärkere 
Einbeziehung des vorhandenen Wohnraums ab-
zielt und die Förderung des Erwerbs gebrauchten 
Wohneigentums einbezieht. In der Pressemittei-
lung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen vom 22. Juni 2001 heißt 
es, „dass die Reform besonders familienfreund-
lich ausfalle. Die Einkommensgrenzen, die zum 
Bezug einer Sozialwohnung berechtigen, würden 
für jedes Kind um etwa 1 000 DM erhöht. Diese 
Regelung sei sinnvoll, denn Familien, die der 
Hilfe bedürfen, verdienten einen besonderen ge-
sellschaftlichen Schutz“ (BMVBW 2001a: 2). 
Der aktuelle Bundeshaushaltsplan sieht für das 
Jahr 2000 Ausgaben für den sozialen Wohnungs-
bau in Höhe von 2,05 Mrd. DM vor. Für das Jahr 
2001 sind 1,63 Mrd. DM geplant. Der soziale 
Wohnungsbau wird durch Bund und Länder fi-
nanziert. Es gibt keinen festen Bundes- und Lan-
desanteil, sondern programmspezifische Verwal-
tungsvereinbarungen. Nach Informationen des 
BMVBW beträgt die Gesamtförderung im Jahr 
2000    7  Mrd. DM. Für das Jahr 2001 wird der 
gleiche Betrag unterstellt. Da (anders als beim 
Wohngeld) Ledige und kinderlose Ehepaare im 
mittleren Alter die Förderung nicht beantragen 
können, wird hier nicht ein Drittel, sondern die 
Hälfte des Betrags als familienpolitische Leis-
tung veranschlagt. 
5  Realtransfers der Gebiets-
körperschaften 
Zu einer Bestandsaufnahme finanzpolitischer 
Maßnahmen, die Familien zugute kommen, ge-
hören auch Realtransfers, also Vorteile aufgrund 
von Leistungen, die zum Nulltarif oder zu Vor-
zugstarifen angeboten werden. Darunter fallen 
vor allem die Ausgaben für Bildungseinrichtun-
gen und -dienste, die von der jungen Generation 
genutzt und von der Allgemeinheit finanziert 
werden. Zu dieser gehören natürlich auch die 
Eltern, deren Kinder die staatlich subventionier-
ten Bildungsstätten besuchen. Daher sind die An-
gaben zum Finanzvolumen der jeweiligen Real-
transfers kein Umverteilungssaldo zugunsten von 
Familien, sondern Bruttobeträge, die die Eigen-
finanzierungsanteile der Familien beinhalten. 
5.1  Ausgaben für Kindergärten und 
Kinderkrippen 
Mit der Neufassung des Schwangeren- und Fa-
milienhilfegesetzes vom 1. Januar 1996 hat der 
Bund jedem Kind für die Zeit zwischen dem 
vollendeten dritten Lebensjahr und der Einschu-
lung einen Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
tenplatz eingeräumt, der in § 24 Abs. 1 SGB VIII 
verankert ist. In § 24 Abs. 2 SGB  VIII werden 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ver-
pflichtet, entsprechende Kindergartenplätze be-
reitzustellen und auch die Betreuungsangebote 
für Kinder unter drei Jahren „bedarfsgerecht“ 
auszubauen (Lampert 1996: 249). Mit diesen 
Rechtsnormen verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu er-
leichtern und zur Sozialisation der Kinder bei-
zutragen. 
Die Ausgaben für Kindergärten und Kinder-
krippen fallen in erster Linie auf kommunaler 
Ebene an, wobei die jeweiligen Bundesländer 
Zuschüsse leisten. Die Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung (BLK) veranschlagt in ihrem Bildungsfi-
nanzbericht 1999/2000 vom 24.  April 2001 die 
im Jahr 2000 getätigten Gesamtausgaben für vor-
schulische Bildung auf 14,09 Mrd. DM. Davon 
entfallen 9,74 Mrd. DM auf die Gemeinden und 
4,35 Mrd. auf die Länder (BLK 2001: A 15). Für 
das Jahr 2001 wird hier ein Betrag von 14 Mrd. 
DM unterstellt. 
5.2  Ausgaben für Schulen 
Die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung weist für das Jahr 
2000 ein geplantes Ausgabesoll für Schulen in 26 
Höhe von 90,2 Mrd. DM aus (BLK 2001: A 15). 
In diesem Betrag sind keine Verwaltungskosten 
und keine Versorgungs- und Beihilfeausgaben 
enthalten, es handelt sich um die so genannten 
Grundmittel. Davon verausgabten die Länder 
74,2 Mrd. DM und die Gemeinden 16 Mrd. DM. 
Eine Aufschlüsselung nach Schultyp gibt es nur 
für die Länderausgaben (BLK 2001: A  93). 
Demnach entfallen 34,5 Prozent der Ausgaben 
auf Grund- und Hauptschulen, 8,8 Prozent auf 
Sonderschulen, 9,1 Prozent auf Realschulen, 
20,8 Prozent auf Gymnasien, 5,8 Prozent auf Ge-
samtschulen, 13,8 Prozent auf berufliche Schulen 
und 7,2 Prozent auf Sonstiges. 
Für das Jahr 2001 liegen noch keine aggre-
gierten Plandaten vor. Hier wird ein Ausgabe-
volumen in Höhe von 91,9 Mrd. DM in Ansatz 
gebracht. Die zugrunde gelegte Wachstumsrate 
entspricht dem jahresdurchschnittlichen Zuwachs 
während der letzten sechs Jahre. 
5.3  Ausgaben für Einrichtungen der 
Jugendhilfe (ohne Kindergärten) 
Bund, Länder und Gemeinden entfalten ein viel-
fältiges Engagement im Bereich der Jugendpoli-
tik. Sie fördern eine Fülle von Institutionen, die 
zu den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe gemäß dem Kinder- und Jugendhilfegesetz 
zählen oder die unter die freie Jugendhilfe fallen. 
Neben den schon erörterten Kindergärten und 
-krippen gibt es diverse Jugendprogramme sowie 
Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätten, 
deren Tätigkeitsspektrum die politische Jugend-
bildung ebenso umfasst wie die kulturelle und 
die sportliche Jugendbildung, die internationale 
Jugendarbeit, die Jugendsozialarbeit und die Ju-
gendverbandsarbeit (BMA 1998: 104).22 Ferner 
leistet der Staat Erziehungshilfen. 
____________________
22 „Jugendverbände,  Jugendorganisationen und Jugendini-
tiativen erfüllen die Jugendring-Idee mit Leben, ver-
treten  gemeinsam mit anderen auf allen Ebenen – vom 
Stadt-/Kreisjugendring über den Bezirksjugendring und den 
Landesjugendring bis hin zum Bundesjugendring – die Inte-
ressen von Kindern und Jugendlichen und bieten jährlich 
mehr als 100 000 Maßnahmen für Kinder und Jugendliche 
an. Sie organisieren Kinder- und Jugendgruppen, Projekte 
und Aktionen und sind Träger von zahlreichen Einrichtun-
Der Sozialbericht veranschlagt für das Jahr 
2001 – ohne Verwaltungskosten und ohne die 
schon abgehandelten Ausgaben für Unterhalts-
vorschuss und für Kindergärten- und -krippen – 
Jugendhilfeausgaben in Höhe von 14,5 Mrd. DM 
(BMA 1998: 248). Für das Jahr 2000 wird keine 
Angabe gemacht. Hier wird ein Ausgabevolumen 
in Höhe von 14,3 Mrd. DM unterstellt. 
5.4  Ausgaben für Schülerbeförderung 
Die lokalen Verkehrsunternehmen transportieren 
Schüler in der Regel zu verbilligten Tarifen und 
erhalten dafür von den Gemeinden Ausgleichs-
zahlungen. Die Gemeinden ihrerseits erhalten 
Zuschüsse von den Ländern, wobei diese Zu-
schüsse von oben stark differieren. 
Nach den Angaben der Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung und Forschungsför-
derung beliefen sich die für das Jahr 2000 ge-
planten Ausgaben für Schülerbeförderung auf 
3,2 Mrd. DM, wovon 2,4 Mrd. DM auf die Ge-
meinden und 0,8 Mrd. DM auf die Länder ent-
fielen (BLK 2001: A 15 und A 93). Für das lau-
fende Jahr werden 3,3 Mrd. DM einkalkuliert. 
5.5  Ausgaben für Beratungsdienste 
Auf kommunaler und auf Länderebene werden 
Zuschüsse an Beratungseinrichtungen geleistet, 
die in der Ehe-, Familien-, Schwangeren-, Frau-
en-, Lebens- und Erziehungsberatung engagiert 
sind. Ferner gibt es eine Fülle an Familienver-
bänden, -vereinen und sonstigen Einrichtungen 
für Familien, die von der öffentlichen Hand un-
terstützt werden. „Am 15. Mai 1997, dem Inter-
nationalen Tag der Familie, hat die Bundesmi-
nisterin für Familie, Senioren und Jugend eine 
ständige Familienkonferenz für die Bundesrepu-
blik Deutschland einberufen. An der ersten Kon-
ferenz beteiligten sich mehr als 60 Organisatio-
nen und Institutionen“ (BMA 1998: 101). Diese 
Zahl widerlegt die häufig vorgebrachte Behaup-
tung, Familien hätten keine Lobby, die ihre 
Interessen artikulieren würde. 
____________________
gen (Freizeitstätten, Jugendtreffs, Jugendräume)“ (Jung-
hänel 2001: 1). 27 
5.6  Ausgaben für Gebühren- und 
Preisnachlässe 
Kreise, Städte und Gemeinden unterstützen Fa-
milien durch Gebührennachlass und Gebühren-
befreiung, z.B. bei Wassergeld, Müllabfuhren 
und Energiekosten (Zierau 2001: 3). Hinzu kom-
men Ermäßigungen auf Eintrittspreise oder kos-
tenloser Eintritt bei der Nutzung öffentlicher 
Einrichtungen wie Schwimmbäder, Bibliotheken 
und Museen. Auch gibt es Preisnachlässe für die 
Teilnahme an Kulturveranstaltungen wie Theater 
und Konzerten sowie Bildungsveranstaltungen 
wie Volkshochschulkursen und Unterricht an 
Musikschulen. Ferner werden Zuschüsse zu 
Klassenfahrten gewährt und Nachlässe für Fahr-
ten per Bus, Straßen-, S- und U-Bahn eingeräumt 
(Zierau 2001: 3). Unter bestimmten Vorausset-
zungen werden ferner die Elternbeiträge an die 
Kinderbetreuungseinrichtungen ganz oder teil-
weise von der jeweiligen Kommune übernom-
men. Während der Ferienzeit vergeben außerdem 
viele Gemeinden Ferienpässe oder Feriencards, 
die Kinder zur verbilligten Teilnahme an Frei-
zeitprogrammen berechtigen. 
Ein weiterer Schwerpunkt kommunaler Fami-
lienpolitik liegt bei der Wohneigentumsförde-
rung. Wichtige Instrumente sind die Gewährung 
von Preisnachlässen beim Erwerb von gemeinde-
eigenem Baugrund, Grundstücksvergabe in Erb-
pacht und Bauhilfen durch die Vergabe zinsbe-
günstigter Familiendarlehen (Zierau 2001: 4). 
Manche Städte vergeben so genannte Familien-
pässe, die mitunter auch als Familienkarte oder 
Stadtpass bezeichnet werden. Sie informieren über 
die Vielfalt an Leistungen und den Umfang der 
Förderung. Beispielsweise enthält der Familien-
pass der Stadt Cloppenburg folgende Vergünsti-
gungen: Ermäßigte Eintrittspreise bei kulturellen 
Veranstaltungen der Stadt und in der Stadthalle, 
ermäßigte Kursgebühren bei Weiterbildungsver-
anstaltungen, Erstausstattungshilfe, Gebührenbe-
freiung bei Erstellung von Kinderausweisen, Zu-
schuss zu Kindergarten- und Vorklassengebühren, 
Förderung nachschulischer Betreuung, Klassen-
fahrtzuschuss, ermäßigter Freizeitbad-Eintritt, Zu-
schuss zur Abwasserbeseitigungsgebühr, Förde-
rung von Jugendmaßnahmen, Bauhilfen und Mu-
seumsdorf-Familienkarten (Zierau 2001: 9). 
Der kommunale Familienpass wird ergänzt 
durch den Landesfamilienpass. „Ein Landesfami-
lienpass bietet freien oder ermäßigten Eintritt in 
landeseigene kulturelle Einrichtungen wie Mu-
seen und Sammlungen, Burgen, Schlösser und 
Gärten“ (Zierau 2001: 4). Die Länder zahlen zu-
dem Subventionen an Familienerholungsstätten, 
Müttergenesungswerke, Mutterzentren etc. 
„Eine Recherche im Rahmen des „Netzwerkes 
für örtliche und regionale Familienpolitik“ im 
Frühjahr 1997 ergab, dass der Familienpass sehr 
verbreitet ist und sich als fester Bestandteil 
finanzieller Familienförderung auf kommunaler 
Ebene etabliert hat“ (Zierau 2001: 6). 
Die familienpolitischen Aktivitäten der kom-
munalen Ebene dürften wohl finanziell ins Ge-
wicht fallen. Gleichwohl gibt es keine Informa-
tionen über ihr Ausmaß. Deshalb kann hier kein 
Schätzwert präsentiert werden. 
5.7  Ausgaben infolge von Familien-
tickets der Deutschen Bahn AG 
Auch die Deutsche Bahn AG begünstigt Fami-
lien durch so genannte Familientickets. Es ist 
nicht bekannt, inwieweit der Bund dadurch be-
lastet wird und inwieweit die übrigen Fahrgäste 
höhere Preise zahlen müssen. 
6  Familienpolitische Leistungen 
der Arbeitgeber 
6.1  Familienzuschläge auf den Lohn 
Zu den sonstigen Arbeitgeberleistungen in der 
Terminologie des Sozialberichts zählen familien-
standsabhängige Gehaltsaufschläge. Für das Jahr 
2000 werden die von den Arbeitgebern finanzier-
ten Familienzulagen auf 1,4 Mrd. DM geschätzt 
(BMA 1998: 240). Für das Jahr 2001 wird hier 




6.2  Entgeltzahlungen bei Mutterschaft 
Das Mutterschaftsgeld entspricht dem durch-
schnittlichen Nettoarbeitsentgelt, das während 
der letzten drei Monate vor Beginn der Schutz-
frist nach dem Mutterschaftsschutzgesetz bezo-
gen wurde. Die GKV zahlt maximal 25 DM pro 
Tag.23 Der Arbeitgeber muss den Differenzbe-
trag zwischen dem Anspruch und dem von den 
Krankenkassen getragenen Teil finanzieren. Un-
ter bestimmten Bedingungen ist, wie dargestellt, 
der Bund finanzierungspflichtig.24 
Die von den Arbeitgebern geleisteten Entgelt-
zahlungen bei Mutterschaft belaufen sich nach 
den Angaben im Sozialbericht auf 2,57 Mrd. DM 
im Jahr 2001 (BMA 1998: 200). Für das Jahr 
2000 wird ein Betrag in Höhe von 2,5 Mrd. DM 
in Ansatz gebracht. 
6.3  Sonstige Arbeitgeberleistungen 
Unter den sonstigen Arbeitgeberleistungen sind 
vor allem Ausgaben für Werkskindergärten fami-
lienpolitisch relevant. Mitunter werden Bau- und 
Mietkostenzuschüsse geleistet. Über das Ausmaß 
solcher familienbezogener Hilfen ist nichts be-
kannt. 
7  Das Gesamtvolumen familien-
fördernder Maßnahmen 
Die einzelnen familienpolitischen Maßnahmen 
summieren sich auf 321,1 Mrd. DM im Jahr 
2000 und auf 328,1 Mrd. DM im Jahr 2001 
(Tabelle 1). Bezieht man die Leistungen nach 
BAföG, die Ausbildungskomponente der Hoch-
schulausgaben sowie die Ausgaben für Studen-
tenwohnraumförderung mit ein (Anhang, Ab-
schnitt 8.1), dann erhöhen sich die Beträge auf 
345 Mrd. DM im Jahr 2000 und auf 353,4 Mrd. 
DM im Jahr 2001. Davon entfallen reichlich ein 
Drittel auf steuerpolitische Maßnahmen und 
knapp zwei Drittel auf Transfers. 
____________________
23 Vgl. die Ausführungen auf S. 12–13. 
24 Vgl. die Ausführungen auf S. 21–22. 
Die genannten Beiträge sind die Untergrenze 
für den Umfang der Familienförderung in 
Deutschland, weil nicht alle familienpolitischen 
Aktivitäten quantifiziert werden konnten. Vor 
allem auf kommunaler Ebene sind die fiskali-
schen Kosten familienpolitischer Aktivitäten un-
zureichend dokumentiert. Zudem sind in dieser 
Arbeit eher vorsichtige Schätzwerte gewählt 
worden (so etwa für die beitragsfreie Mitversi-
cherung von Familienangehörigen in der GKV). 
Der Anteil der (quantifizierbaren) familien-
fördernden Maßnahmen an den Kinderkosten25 
beträgt 46,9 Prozent, wenn man den Schätzwert 
zugrunde legt, der aus dem bewerteten Zeit-
aufwand für Kindererziehung gewonnen worden 
ist (Tabelle 2 im Anhang). Auf der Basis des 
Konzepts, das auf den kindbedingten Einkom-
mensausfall abstellt, ermittelt sich eine Förder-
quote von 45,7 Prozent. Die Förderquote ist ähn-
lich hoch (46 Prozent), wenn man zusätzlich die 
staatlichen Ausgaben für Hochschulausbildung, 
Studentenwohnraumförderung und BAföG-Leis-
tungen berücksichtigt und die Kinderkosten um 
die Lebenshaltungskosten von Studierenden (Ta-
belle 2) sowie um die Ausgaben für Hochschul-
ausbildung und Studentenwohnraumförderung 
erhöht.26 
Zu beachten ist, dass diese Relationen Eigen-
finanzierungsanteile von Familien beinhalten. 
Nach Schätzung des Bundesministeriums für Fa-
milie und Senioren sind Familien selbst mit rund 
einem Drittel an der Finanzierung familienför-
dernder Maßnahmen beteiligt (BMFuS 1994: 
294).27 Kürzt man dementsprechend das Förder-
volumen, errechnet sich ein Nettoredistributions-
saldo in Höhe von knapp einem Drittel der Kin-
derkosten.  
____________________
25  Zu den Kinderkosten zählen nicht nur die direkten 
Kosten sowie die Opportunitätskosten der Eltern, sondern 
auch die Ausgaben der öffentlichen Hand für Bildungs-
einrichtungen. 
26 Einschließlich  der  übrigen ausbildungsorientierten För-
dermaßnahmen (Vorzugsbeiträge für Studenten in der GKV, 
fingierte Beiträge während der Ausbildungszeiten in der 
GKV, Höherbewertung der Berufsausbildung in der GKV) 
liegt die Förderquote bei über 49 Prozent. 
27  Der Schätzung liegt ein Familienbegriff zugrunde, der 
auf noch im Haushalt lebende Kinder abstellt. In einer lang-
fristigen Betrachtung müssten auch die Beträge eliminiert 
werden, mit denen Eltern von bereits erwachsenen Kindern 
an der Familienförderung beteiligt sind. 29 
Tabelle 1: Familienpolitische Maßnahmen in Deutschland in den Jahren 2000 und 2001 (Mill. DM) 
 2000  2001 
  I.  Familienpolitische Maßnahmen in der Steuergesetzgebung   116  220  118  800 
    Kinderfreibetrag, Betreuungsfreibetrag    1 400    1 400 
  Kindergeld   60  800   60  800 
    Ausbildungsfreibetrag   1  300   1  240 
    Haushaltsfreibetrag   1  850   1  700 
    Kinderkomponente bei der Eigenheimförderung    5 660    6 500 
    Unterhaltsfreibetrag   1  190   1  130 
    Freibetrag für Beschäftigung einer Haushaltshilfe oder wegen Heimunterbringung    250    240 
    Verminderte  zumutbare  Belastungen   .   . 
    Begrenztes  Realsplitting   770   790 
    Ehegattensplitting   43  000   45  000 
 II.  Familienpolitische Maßnahmen in der Sozialversicherung   20  733   21  220 
  1.  Maßnahmen in der gesetzlichen Krankenversicherung   16  160   16  590 
  Beitragsfreie  Mitversicherung nicht erwerbstätiger Familienmitglieder   6  000   6  000 
    Mutterschaftsgeld   1  375   1  405 
    Entbindungsgeld   35   35 
    Krankengeld bei der Erkrankung eines Kindes    250    250 
    Sachleistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft    4 700    5 000 






    Beitragsausfälle durch Erziehungsurlaub (Elternzeit)    3 500    3 600 
  2.  Maßnahmen in der gesetzlichen Rentenversicherung   3  500   3  500 
    Rentenzahlungen infolge der Anerkennung von Kindererziehungszeiten bei der 
Rentenberechnung 
 
 (10  380)a 
 
 (11  280)a 
    Anteil von Müttern an der Rente nach Mindesteinkommen    3 500    3 500 
  3.  Maßnahmen in der Arbeitslosenversicherung   1  073   1  130 
    Kinderkomponente  beim  Arbeitslosengeld   855   900 
    Kinderkomponente bei anderen Lohnersatzleistungen    218    230 
  4.  Maßnahmen in der Pflegeversicherung   .   . 
  Beitragsfreie  Mitversicherung nicht erwerbstätiger Familienmitglieder   .   . 
III.  Monetäre Transfers des Bundes, der Länder und der Gemeinden mit familien- 
politischem Bezug 
 
 58  460 
 
 60  348 
  Kindergeldb   209   216 
    Leistungen nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz    6 660    6 930 
    Kinderkomponente bei der Arbeitslosenhilfe    500    500 
    Beiträge des Bundes für Kindererziehungsleistungen an die GRV    22 400    23 100 
    Zahlungen des Bundes nach dem Mutterschutzgesetz    6    6 
    Zahlungen des Bundes an die Stiftung „Mutter und Kind“    180    180 
    Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz    1 480    1 670 
    Familienzuschläge im öffentlichen Dienst    14 100    14 300 
    Erziehungsgeld  der  Länder   649   619 
    Zuschüsse an familienpolitische Landesstiftungen    .    . 
    Familienkomponente bei der Sozialhilfe    6 550    6 660 
    Familienkomponente beim Wohngeld     2 226    2 667 
    Familienkomponente beim sozialen Wohnungsbau     3 500    3 500 
 IV.  Realtransfers der Gebietskörperschaften   121  790  123  700 
  Ausgaben  für    
    – Kindergärten und Kinderkrippen    14 090    14 000 
  –  Schulen   90  200   91  900 
    – Einrichtungen der Jugendhilfe (ohne Kindergärten)    14 300    14 500 
    – Schülerbeförderung    3 200    3 300 
    –  Beratungsdienste   .   . 
    – Gebühren- und Preisnachlässe    .    . 
    – Familientickets der Deutschen Bahn AG    .    . 
 V.  Belastungen des Staatsbudgets insgesamt   317  203  324  068 
 VI.  Familienpolitische Leistungen der Arbeitgeber   3  900   4  070 
    Familienzuschläge auf den Lohn    1 400    1 500 
    Entgeltzahlungen bei Mutterschaft    2 500    2 570 
    Sonstige Arbeitgeberleistungen (Ausgaben für Werkskindergärten etc.)    .    . 
VII. Insgesamt   321  103  328  138 
  Nachrichtlich:     
    Ausgaben für Hochschulausbildung    21 300    21 700 
    Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz    2 480    3 520 
    Studentenwohnraumförderung   81   85 
aDer Betrag geht nicht in das Gesamtvolumen ein. Es werden die Beiträge des Bundes für Kindererziehungsleistungen an die GRV berücksichtigt. – 
bNachzahlungen und Zuschlag gemäß § 19 Abs. 1 BKGG sowie Kindergeld für Vollwaisen. 
Quelle: Siehe die jeweiligen Angaben im Textteil. 30 
Auch wenn im Einzelnen Vorbehalte gegen-
über den hier präsentierten Zahlen angebracht 
sein mögen, so bilden sie doch die finanzielle 
Dimension der Familienpolitik in Deutschland in 
etwa ab. Die Zahlen lassen – selbst bei hohem 
Selbstfinanzierungsgrad – die häufig vorgebrach-
te These, in Deutschland gebe es zu wenig Fami-
lienförderung, zweifelhaft erscheinen. Letztlich 
muss aber die Politik festlegen, „wieviel Prozent 
der gesamten ,Kinderkosten‘ künftigen erwarte-
ten positiven Externalitäten zugerechnet werden 
sollen bzw. bis zu welchem Prozentsatz ein Kind 
quasi als öffentliches Gut politisch betrachtet 
werden darf“ (Spill und Fuhrmann 2000: 18) 
oder wie stark Familienpolitik aus anderen Grün-
den betrieben werden soll. 
8  Anhang  
8.1  Ausbildungsorientierte Förder-
maßnahmen 
Es gibt diverse Fördermaßnahmen, die jungen 
Menschen gewährt werden, wenn sie sich in der 
Ausbildung befinden. Es ist zu fragen, ob und 
inwieweit solche Instrumente in die vorliegende 
Bestandsaufnahme einbezogen werden sollen. 
Der Sozialbericht nimmt zum Thema „Soziale 
Aspekte der Bildungspolitik“ Stellung (BMA 
1998: 35 f.) und geht dabei auch auf den Hoch-
schulausbau ein. Zum Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz heißt es: „Dadurch soll Kindern aus 
wirtschaftlich sowie sozial schlechter gestellten 
Familien eine ihrer Neigung, Eignung und Leis-
tung entsprechende Ausbildung ermöglicht wer-
den“ (BMA 1998: 249). Auch das Bundesmi-
nisterium der Finanzen zählt die Leistungen nach 
dem BAföG zu den familienpolitischen Maßnah-
men (BMF 2001: 18). Im Familienbericht wird gar 
postuliert: „Die Ausbildungsförderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) ist 
ein wesentliches Element des Familienlastenaus-
gleichs“ (BMFuS 1994: XXII). An anderer Stelle 
steht: „Die familienpolitische Relevanz kenn-
zeichnet der hohe Anteil der Söhne und Töchter, 
die ihre Berufsausbildung an Hochschulen absol-
vieren (rund 30%)“ (BMFuS 1994: 313). 
Im Gegensatz dazu könnte man argumentie-
ren, Maßnahmen der Bildungspolitik sollten au-
ßen vor bleiben, weil die Kinder, um die es hier 
geht, erwachsen sind und ihr Eintritt ins Berufs-
leben kurz bevorsteht oder bereits vollzogen ist. 
Es sei deshalb nicht plausibel, die Ausbildungs-
förderung emanzipierter Individuen als Element 
des Familienlastenausgleichs zu erfassen. Stu-
denten würden nicht von den Eltern auf die 
Hochschule „geschickt“, sondern sie besuchten 
diese freiwillig und in Bezug auf die Kosten der 
Lebensführung auf eigene Rechnung, sofern sie 
BAföG-Bezieher sind.  
So gesehen hat Ausbildungsförderung nichts 
mit Familienpolitik zu tun. Unter die Sozial-
politik kann man sie trotzdem subsumieren, weil 
man die Herstellung von Chancengleichheit die-
sem Politikfeld zuordnen kann. Es ist in der Tat 
geboten, dass der Staat Bildungskredite bereit-
stellt, sofern hier ein Versagen des Kapital-
marktes zu diagnostizieren ist. 
8.1.1  Vorzugsbeiträge für Studenten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
Für Studenten und Praktikanten gilt ein Vorzugs-
satz in Höhe von einem Siebtel des durchschnitt-
lichen allgemeinen Beitragssatzes der Kranken-
kassen. Es liegen keine Angaben darüber vor, 
wie hoch die GKV durch diese Sonderregel be-
lastet wird (Beske und Kern 2000: 12). 
8.1.2  Fingierte Beiträge während der Aus-
bildungszeiten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung 
Im Rentenrecht werden nach § 58 SGB VI Zeiten 
für eine höhere Ausbildung als Anrechnungszei-
ten gewertet. Es wird die Zahlung von Beiträgen 
unterstellt. Seit Januar 1997 werden für Renten-
neuzugänge Anrechnungszeiten wegen Schulbe-
suchs ab Vollendung des 17. Lebensjahres be-
rücksichtigt. Zuvor waren sie bereits ab Vollen-
dung des 16. Lebensjahres in Ansatz gebracht 
worden. Diese Anrechnungszeiten sowie An-
rechnungszeiten wegen Fach- oder Hochschul-
ausbildung werden seit 1997 bis zu einer Höchst-31 
dauer von drei Jahren berücksichtigt. Zuvor wa-
ren es sieben Jahre.28 Seit dem Jahr 1997 wird 
die Anrechnungszeit auch dann gewährt, wenn 
kein Hochschulabschluss erreicht wird. 
Nach § 74 SGB VI wird der sich aus der Ge-
samtleistungsbewertung ergebende Wert für je-
den Kalendermonat mit Zeiten schulischer Aus-
bildung auf 75 Prozent des Durchschnittsentgelts 
begrenzt (BMA 1996: 1 f.). Es wird also unter-
stellt, der Versicherte habe während der Ausbil-
dungszeit Beiträge abgeführt, die maximal 75 
Prozent der Beiträge entsprechen, die bei einem 
Durchschnittsentgelt anfallen. 
Es lässt sich nicht zuverlässig abschätzen, wie 
hoch das fingierte Beitragsvolumen aufgrund 
von Ausbildungszeiten ist. Denn diese auf Aus-
bildungszeiten beruhenden Gutschriften in der 
Rentenbiographie werden erst ex post ermittelt, 
wenn die Begünstigten einer Berufstätigkeit 
nachgehen. Es gibt jedoch eine Schätzung des 
Verbandes der Deutschen Rentenversicherungs-
träger für das Jahr 1995. Danach beläuft sich das 
Rentenvolumen, das auf Anrechnungszeiten be-
ruht, auf 15,49 Mrd. DM (VDR 1997: 10). Aller-
dings umfasst der Betrag auch Zahlungen für 
andere Anrechnungszeiten, wie z.B. Zeiten der 
Arbeitslosigkeit oder des Mutterschutzes. 
8.1.3  Höherbewertung der Berufsausbil-
dung in der gesetzlichen Renten-
versicherung 
Zu den Anrechnungszeiten zählen auch drei Jah-
re Berufsausbildung bis zum 25. Lebensjahr bzw. 
die ersten 36 Monate nach Beginn der Berufs-
tätigkeit. Während dieser Zeit erhält der Auszu-
bildende ein Entgelt, das beitragspflichtig ist. Die 
Beitragspflicht besteht nach § 1 SGB  VI auch 
dann, wenn das Ausbildungsentgelt die Gering-
fügigkeitsgrenze nach § 5 SGB VI nicht erreicht 
(Schlenger 1997: 20). 
In die Rentenberechnung gehen entweder die 
verhältnismäßig niedrigen Beiträge ein, die der 
Auszubildende tatsächlich gezahlt hat, oder die 
fingierten Beiträge. Gewählt wird dabei jene Op-
tion, die für den Versicherten günstiger ist. Da 
für Anrechnungszeiten das höhere Durchschnitts-
____________________
28 Nach noch älterem Recht wurden sogar 13 Jahre Anrech-
nungszeit gutgeschrieben. 
entgelt regulärer Beitragszeiten bis zu höchstens 
75 Prozent des Durchschnittsentgelts aller Ver-
sicherten veranschlagt wird, sind die fingierten 
Beiträge in der Regel deutlich höher als die tat-
sächlich gezahlten (Schlenger 1997: 20). 
Dieses Verfahren wird nicht nur bei einer tat-
sächlich absolvierten Berufsausbildung prakti-
ziert. Vielmehr wird pauschal für jeden Versi-
cherten angenommen, er habe sich vor dem 26. 
Lebensjahr einer dreijährigen Berufsausbildung 
unterzogen (Schlenger 1997: 20). 
Es ist unbekannt, wie hoch der Überhang der 
fingierten über die tatsächlich gezahlten Beiträge 
ist. Er wird erst ex post aus der individuellen 
Rentenbiographie bzw. dem Durchschnittsentgelt 
während der regulären Beitragszeit errechnet. 
Nach Schätzung des Verbands Deutscher Ren-
tenversicherer (VDR) belief sich das Rentenvo-
lumen, das auf der Höherbewertung der Berufs-
ausbildung fußt, auf 8,52 Mrd. DM im Jahr 1995 
(VDR 1997: 10). 
8.1.4  Ausgaben für Hochschulausbildung 
Nach Angaben der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
beziffern sich die Ausgaben für Hochschulen auf 
33,8 Mrd. DM im Jahr 2000 (BLK 2001: A 93). 
Freilich kann man nicht das Gesamtvolumen 
unter der Rubrik „Bildungsförderung“ verbu-
chen. Die Ausgaben für Forschung sind zu elimi-
nieren, was problematisch ist, weil die Hoch-
schulausgaben statistisch nicht in Bildungs- und 
Forschungskomponenten zerlegt sind.  
Eindeutig ist, dass die Ausgaben der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft und der Sonder-
forschungsbereiche in Höhe von insgesamt 1,8 
Mrd. DM nicht zu veranschlagen sind. Die Ge-
samtausgaben für Hochschulkliniken sind mit 
7 Mrd. DM wohl deutlich höher als jener Betrag, 
der auf den reinen Lehrbetrieb entfällt. Hier wird 
in grober Schätzung ein Drittel dieser Ausgaben, 
also 2,3 Mrd. DM, der Medizinerausbildung zu-
gerechnet und zwei Drittel der Forschung und 
der Patientenversorgung. Von den auf Universi-
täten, Technische Hochschulen, Technische Uni-
versitäten, Pädagogische Hochschulen und Ge-
samthochschulen entfallenden Ausgaben werden 
zwei Drittel bzw. 11,8 Mrd. DM für Akademiker-
ausbildung in Ansatz gebracht. Die Ausgaben für 32 
Verwaltungsfachhochschulen, Kunsthochschulen, 
Fachhochschulen und Sonstiges werden in voller 
Höhe als Aufwendungen zur Bildungsförderung 
gezählt (7,2 Mrd. DM).  
Für die Ausbildungskomponente im Hoch-
schulbereich resultieren insgesamt 21,3 Mrd. 
DM für das Jahr 2000, für das laufende Jahr 
werden 21,7 Mrd. DM unterstellt. Dies entspricht 
einer Zuwachsrate in Höhe des jahresdurch-
schnittlichen Zuwachses seit 1994. 
8.1.5  Leistungen nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG) 
Die Leistungen nach BAföG sollen den Lebens-
unterhalt und die Kosten der Ausbildung decken. 
Sie wird Schülern und Studenten gewährt, wobei 
es unterschiedliche Bedarfssätze für Schüler und 
Studenten gibt, die zudem bis zum 1. April 2001 
nach alten und neuen Bundesländern differen-
ziert wurden. Die Zahlungen an Schüler sind ein 
Zuschuss, die an Studenten zur Hälfte ein Zu-
schuss und zur Hälfte ein unverzinsliches Darle-
hen. Auf die Bedarfssätze werden persönliches 
Einkommen und Vermögen sowie das Einkom-
men der Eltern und des Ehepartners angerechnet, 
falls es bestimmte Freibeträge übersteigt (BMA 
2001: 15). Die Freibeträge richten sich nach dem 
Familienstand und der Zahl der Familienmit-
glieder. 
Am 1. April 2001 ist eine BAföG-Novelle in 
Kraft getreten. Dabei ist u.a. der Höchstsatz von 
1 030 DM pro Monat auf 1 140 DM angehoben 
worden. Auch erfolgt keine Anrechnung des 
Kindergeldes mehr. Ferner sind die Freibeträge 
für die anrechenbaren Einkommen aufgestockt 
worden. 
Die BAföG-Leistungen werden zu 65 Prozent 
vom Bund und zu 35 Prozent von den Ländern 
finanziert. Im Jahr 2000 haben die BAföG-Leis-
tungen insgesamt 2,48 Mrd. DM betragen (BMF 
2001: 22). Die Ausgaben werden im laufenden 
Jahr auf schätzungsweise 3,52 Mrd. DM steigen. 
8.1.6  Ausgaben für Studentenwohnraum-
förderung 
Nach Angaben der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
waren im Jahr 2000 für Studentenwohnraumför-
derung 81 Mill. DM geplant (BLK 2001: A 93). 
Für das laufende Jahr wird hier ein Betrag in 
Höhe von 85 Mill. DM in Ansatz gebracht. 
8.2  Die Höhe der Kinderkosten 
Es erscheint sinnvoll, das Gesamtvolumen der 
familienpolitischen Maßnahmen in Deutschland 
zu relativieren. Ein geeigneter Maßstab sind die 
Kosten, die Kinder verursachen. Es gibt keine 
Studie, in der die derzeitige Höhe der Kinder-
kosten geschätzt wird. Deshalb wird hier ver-
sucht, eine Bandbreite zu ermitteln, innerhalb der 
diese Kosten vermutlich liegen. 
Ein wichtiger Bestandteil der Kosten sind die 
direkten Kosten für die Lebenshaltung der Kin-
der. Das sind Ausgaben für Ernährung, Klei-
dung, Wohnen, Freizeit etc. Es gibt zwei alterna-
tive Wertansätze für die direkten Kinderkosten, 
nämlich die tatsächlichen und die existenzmi-
nimalen. 
Die tatsächlichen direkten Kosten für Kinder, 
die mit im Haushalt der Eltern (bzw. eines El-
ternteils) leben, betrugen im Jahr 2000 schät-
zungsweise 188,7 Mrd. DM (Tabelle 2). Dieser 
Wert errechnet sich aus Angaben der Familien-
statistik des Statistischen Bundesamtes (2000b) 
(Tabelle 3) in Verbindung mit Daten der Fami-
lienwissenschaftlichen Forschungsstelle des Sta-
tistischen Landesamtes Baden-Württemberg 
(1998) (Tabelle 4). Die Forschungsstelle veran-
schlagt für das Jahr 1998 Aufwendungen für den 
privaten Verbrauch pro minderjährigem Kind, 
wobei nach drei Haushaltstypen differenziert 
wird: Ehepaare mit einem Kind, Ehepaare mit 
zwei oder mehr Kindern und Alleinerziehende. 
Die Daten für die Mitte des Jahres 1998 wurden 
gemäß der Entwicklung des Preisindexes für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte29 auf die 




29 Das Statistische Bundesamt hat den Preisindex für die 
Lebenshaltung eines Kindes letztmalig für den Berichts-
monat Juli 1995 berechnet. 
30 Dabei wurde angenommen, dass die Zahl der Kinder im 
Jahr 2000 so groß war wie im April 1999. 33 
Tabelle 2: Kinderkosten im Jahr 2000 (Mrd. DM) 
  I.  Direkte Kosten von Kindern   
    Ehepaarhaushalte mit einem Kind  51,1 
    Ehepaarhaushalte mit zwei oder mehr Kindern  101,9 
   Alleinerziehenden-Haushalte  35,7 
   Insgesamt  188,7 
  II.  Indirekte Kosten von Kindern   
    Alternative A: Wert des Zeitaufwands für Kinder   
    Ehepaarhaushalte mit einem Kinda 122,5 
    Ehepaarhaushalte mit zwei Kinderna 137,2 
    Ehepaarhaushalte mit drei Kindernb 45,1 
    Ehepaarhaushalte mit vier oder mehr Kindernb 16,6 
   Alleinerziehenden-Haushalte  52,7 
   Insgesamt  374,1 
    Alternative B: Einkommensausfallc durch Kinder- 
   betreuung 
 
396,7 
  III.  Ausgaben der öffentlichen Hand für Bildungseinrich- 
   tungen 
 
    Kindergärten und Kinderkrippen  14,1 
   Schulen  90,2 
   Einrichtungen  der  Jugendhilfe  14,3 
   Schülerbeförderung  3,2 
   Insgesamt  121,8 
 IV.  Kinderkosten  insgesamt   
   Alternative  A  684,6 
   Alternative  B  707,2 
   Nachrichtlich:    
    Ausgaben für    
   –  Hochschulausbildung  21,3 
   –  Studentenwohnraumförderung  0,1 
    – Lebenshaltung von Studierenden  22,0 
aUnterstellt werden der durchschnittliche Zeitaufwand gemäß Tabellen 5 
bzw. 6 und der Stundenlohn einer Hauswirtschafterin im Jahr 2000. – 
bGeschätzt anhand der Relation des Zeitaufwands bei einem Haushalt mit 
zwei Kindern zu dem Zeitaufwand bei einem Haushalt mit einem Kind. – 
cUnterstellt werden 50 Prozent der Arbeitskosten je Arbeitnehmer nach 
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im Jahr 2000 (5 120 DM pro 
Monat). 
Quelle: Tabellen 3 und 4; Statistisches Bundesamt (2000b); 
eigene Berechnungen. 
Tabelle 3: Familien mit im Haushalt lebenden Kindern im 
April 1999 (in 1000) 
Ehepaare mit einem Kind  4 529 
Ehepaare mit zwei Kindern  4 073 
Ehepaare mit drei Kindern  1 070 
Ehepaare mit vier oder mehr Kindern  316 
Nachrichtlich: Kinder insgesamt  17 289 
Alleinerziehende mit einem Kind  2 001 
Alleinerziehende mit zwei Kindern  728 
Alleinerziehende mit drei Kindern  152 
Alleinerziehende mit vier oder mehr Kindern  44 
Nachrichtlich: Kinder insgesamt  4 107 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2000b). 
Tabelle 4: Direkte Kosten je minderjähriges Kind Mitte des 
Jahres 2000 (DM je Monat) 
Ehepaare mit einem Kind  940 
Ehepaare mit zwei Kindern  665 
Alleinerziehende 725 
Quelle: Familienwissenschaftliche Forschungsstelle im Sta-
tistischen Landesamt Baden-Württemberg (1998); eigene 
Berechnungen auf der Basis von Angaben der Deutschen 
Bundesbank (2001). 
Errechnet man die existenzminimalen Kinder-
kosten auf der Basis des steuerlichen Kinder-
freibetrags und des Betreuungsfreibetrags, dann 
errechnen sich deutlich niedrigere direkte Kin-
derkosten (106,3 Mrd. DM). Einschließlich Aus-
bildungsfreibetrag ergibt sich ein Betrag, der 
schätzungsweise zwischen 120 und 130 Mrd. 
DM liegt. Die existenzminimalen Kinderkosten 
werden hier nur nachrichtlich erwähnt. 
Die indirekten Kinderkosten bzw. Opportuni-
tätskosten der Kinder lassen sich nach alternati-
ven Ansätzen quantifizieren: Zum einen kann 
man auf den Zeitaufwand für Kinderbetreuung 
abstellen, wobei es strittig ist, mit welchem 
Lohnsatz dieser zu bewerten ist. Zum anderen 
kann man fragen, welche Einkommensverluste 
Eltern hinnehmen müssen, weil ihre Erwerbs-
möglichkeiten eingeschränkt sind.31 Im Folgen-
den werden zwei Schätzwerte präsentiert, die 
eine Bandbreite abstecken, innerhalb der sich die 
indirekten Kinderkosten vermutlich bewegen. 
Lampert (1996: 310 f.) hat den Wert des Zeit-
aufwands geschätzt, den ein Ehepaar-Haushalt 
mit einem Kind und ein Ehepaar-Haushalt mit 
zwei Kindern hat. Dabei legt er den Stundenlohn 
einer Hauswirtschafterin zugrunde (Tabellen 5 
und 6). Er stellt für beide Haushaltstypen eine 
Modellrechnung auf, die sich auf den Zeitraum 
von 1983 (Geburt des ersten Kindes) bis 2000 
(Volljährigkeit des ersten Kindes) bzw. 2002 
(Volljährigkeit des zweiten Kindes) bezieht. 
In der vorliegenden Arbeit ist mit dem durch-
schnittlichen Zeitaufwand während der 18- bzw. 
20-jährigen Zeitperiode sowie mit dem Stunden-
lohn einer Hauswirtschafterin im Jahr 2000 ge-
rechnet worden. Der Aufwand für Ehepaar-Haus-
halte mit drei, vier oder mehr Kindern wurde 
geschätzt. Für die Haushalte Alleinerziehender 
ist angenommen worden, dass der Zeitaufwand 
für Kinderbetreuung und kindbedingte Haus-
haltstätigkeit zwei Drittel dessen beträgt, was ein 
Ehepaar-Haushalt   mit  einem  Kind  aufwendet. 
____________________
31  Sinn und Werding (2000: 24) präferieren als Maßstab 
den Zeitaufwand für Kinderbetreuung: „Einer Messung über 
etwaige Einkommensverluste durch Erwerbseinschränkun-
gen der Eltern steht entgegen, daß dadurch ein möglicher 
Freizeitgewinn der Betreuungsperson den Kinderkosten zu-
gerechnet würde, während umgekehrt der Betreuungsauf-
wand von Eltern mit geringem oder fehlendem Erwerbs-
verzicht unterschätzt würde“. 34 
Tabelle 5: Wert des Zeitaufwands von Ehepaar-Haushalten für ein Kinda 
Jahr Lebensjahr   
des Kindes 
Zeitaufwand in Stunden  Stundenlohn einer Hauswirt-
schafterin (HW)d (in DM) 
Wert des Zeitaufwands bei Zugrun-
delegung des HW-Lohnes (in DM) 





insgesamt netto  brutto  netto  brutto 
(1) (2)  (3)  (4)  (5) (6) (7) (8)  (9) 
1983    1  1 295,75  389,33  1 685,08 9,47  11,08  15 957,70 18 670,68
1984    2  1 295,75  389,33  1 685,08 9,59  11,42  16 159,91 19 243,61
1985    3  1 295,75  389,33  1 685,08 9,71  11,92  16 362,12 20 086,15
1986    4  1 009,83  413,66  1 423,49 10,06  12,43  14 320,30 17 693,98
1987    5  1 009,83  413,66  1 423,49 10,41  12,93  14 818,53 18 405,72
1988    6  1 009,83  413,66  1 423,49 10,76  13,60  15 316,75 19 359,46
1989   7  431,91  441,04  872,95  10,88  14,11  9  497,69 12  317,32
1990   8  431,91  441,04  872,95  11,11  14,78  9  698,47 12  902,20
1991   9  462,33  351,31  813,64  11,46  15,79  9  324,31 12  847,37
1992  10  462,33  351,31  813,64  11,70  16,80  9  519,58 13  669,15
1993  11  462,33  351,31  813,64  11,97  17,76  9  739,27 14  450,24
1994  12  462,33  351,31  813,64  12,25  18,77  9  967,09 15  272,02
1995    13  462,33  351,31  813,64  12,54  19,84  10 203,04 16 142,61
1996    14  462,33  351,31  813,64  12,84  20,79  10 447,13 17 062,03
1997  15  308,22  351,31  659,53  13,14  22,17  8  666,22 14  621,78
1998  16  308,22  351,31  659,53  13,45  23,44  8  870,67 15  459,38
1999  17  308,22  351,31  659,53  13,77  24,78  9  081,72 16  079,34
2000  18  308,22  351,31  659,53  14,09  26,19  9  292,77 17  273,09
2001   –  –  –  –  14,42  27,69  –  – 
2002   –  –  –  –  14,76  29,27  –  – 
Summe:  207 243,27 291 556,13
aEs wird unterstellt, dass die Ehefrau 1983–1990 nicht erwerbstätig und ab 1991 vollzeiterwerbstätig ist. – bDas Statistische Landesamt weist Betreuungs-
zeiten für über 14-Jährige nicht aus. Daher wird unterstellt, dass sich für die 15- bis 18-Jährigen die Betreuungszeit um ein Drittel reduziert. – cEs wird unter-
stellt, dass von diesen auch für Kinder anfallenden Tätigkeiten dem Kind 25 Prozent zugerechnet werden können. – dDer Nettostundenlohn einer Hauswirt-
schafterin betrug 1992  11,70 DM, der Bruttostundenlohn 16,80 DM (Statistisches Bundesamt 1995: 17). Der Nettostundenlohn wurde für die Jahre 1983–
1991 mit der Wachstumsrate des Reallohnindexes gemäß den Zahlen des BMA, Statistisches Jahrbuch 1993, Tabelle 5.4. deflationiert und für die Jahre nach 
1992 mit der Veränderungsrate der Jahre 1983–1992 (= 2,35 Prozent) fortgeschrieben. Der Bruttostundenlohn wurde für 1983–1991 entsprechend der Ent-
wicklung der Bruttostundenverdienste der Frauen in der Industrie berechnet und für die Jahre ab 1993 mit deren Wachstumsrate der Jahre 1983–1992 fortge-
schrieben. 
Quelle: Lampert (1996: 310). 
Tabelle 6: Wert des Zeitaufwands von Ehepaar-Haushalten für zwei Kinder 
Jahr  Lebensjahr des Kindes  Zeitaufwand in Stunden  Wert des Zeitaufwands bei 
Zugrundelegung des HW-Lohnes 
  1. Kind  2. Kind  Kinderbetreuung  kindbedingte Haus-
haltstätigkeita 
insgesamt netto  brutto 
(1) (2)  (3)  (4)  (5) (6)  (7)  (8) 
1983    1    1 295,75  389,33  1 685,08  15 957,70  18 670,68 
1984    2      1 295,75  389,33  1 685,08  16 159,91  19 243,61 
1985  3   1  1  368,75 664,30  2  033,05 19  740,91  24  233,95 
1986  4   2  1  368,75 664,30  2  033,05 20  452,48  25  270,81 
1987  5   3  1  368,75 664,30  2  033,05 21  164,05  26  287,33 
1988  6   4  857,75  708,10  1  565,85 16  848,54  21  295,56 
1989  7   5  857,75  708,10  1  565,85 17  036,44  22  094,14 
1990  8   6  857,75  708,10  1  565,85 17  396,59  23  143,26 
1991  9   7  438,00  615,63  1  053,63 12  074,59  16  636,81 
1992    10    8  438,00  615,63  1 053,63  12 327,47  17 700,98 
1993    11    9  438,00  615,63  1 053,63  12 611,95  18 712,46 
1994   12  10  438,00  615,63  1  053,63  12  906,96  19  776,63 
1995   13  11  438,00  615,63  1  053,63  13  212,52  20  904,01 
1996   14  12  438,00  615,63  1  053,63  13  528,60  22  094,62 
1997   15  13  438,00  615,63  1  053,63  13  844,69  23  358,97 
1998   16  14  438,00  615,63  1  053,63  14  171,32  24  697,08 
1999   17  15  292,00  615,63  907,63  12  498,06  22  491,07 
2000   18  16  292,00  615,63  907,63  12  788,50  23  770,82 
2001       17  308,22  351,31  659,53  9  510,42  18  262,38 
2002     18  308,22  351,31  659,53  9  734,66  19  304,44 




aEs wurde unterstellt, dass von diesen auch für Kinder anfallenden Tätigkeiten 40 Prozent den beiden Kindern zugerechnet werden können. 
Quelle: Lampert (1996: 311). 35 
Insgesamt ergibt sich ein Wert des Zeitaufwands 
für Kinder in Höhe von 374,1 Mrd. DM (Tabel-
le 2). 
Zur alternativen Ermittlung des Einkommens-
ausfalls aufgrund einer kindbedingten Einschrän-
kung der Erwerbsmöglichkeiten wird angenom-
men, dass die Hälfte des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts verloren geht, wenn Kinder auf-
gezogen werden. Kalkuliert man mit der Hälfte 
der durchschnittlichen Arbeitskosten in Höhe 
von 5  120 DM pro Monat im Jahr 2000,32 er-
rechnet sich für die Haushalte mit Kindern ein 
Kostenvolumen in Höhe von 396,7 Mrd. DM. 
Hinzu kommen Kinderkosten, die die öffent-
liche Hand finanziert. Die Ausgaben für Kinder-
gärten und Kinderkrippen, für Schulen, für Ein-
richtungen der Jugendhilfe und für Schülerbe-
förderung summieren sich auf 121,8 Mrd. DM 





























32 Die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sind in 
dieser Summe enthalten. 
Der niedrigste Wertansatz für die Kosten von 
im Haushalt lebenden Kindern im Jahr 2000 be-
trägt somit 684,6 Mrd. DM (Alternative A). Bei 
Alternative B ergeben sich 707,2 Mrd. DM. 
Das Finanzvolumen steigt auf 750,6 Mrd. DM, 
wenn man die Ausgaben für Hochschulausbildung, 
für Studentenwohnraumförderung und für die Le-
benshaltung der Studierenden einbezieht. Für die 
Kalkulation der Lebenshaltungskosten ist der im 
Jahr 2000 gültige BAföG-Höchstsatz (1  030 DM 
pro Monat) sowie die Zahl der Studierenden im 
Wintersemester 1999/2000 (1  777  794) zugrunde 
gelegt worden. Der Betrag ist eine Obergrenze, 
weil die Lebenshaltungskosten jener Studierenden, 
die im Haushalt der Eltern bzw. eines Elternteils 
leben, doppelt erfasst wurden sind.33 Außerdem 
wurde nicht berücksichtigt, dass Studierende durch 
Ferienarbeit zur finanziellen Entlastung der Eltern 
beitragen. 
____________________
33 Sie sind in den 188,7 Mrd. DM in Tabelle 2 enthalten. 36 
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